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2. 9. 1938 Erſte Verordnung zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes 


138 Rechtsverordnung 
zur Neuordnung des Perſonenſtandsrechts (Perſonenſtandsgeſetz). 
Vom 2. September 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 10, 14, 30 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird unter der Bezeichnung „Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetz“ folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Erſter Abſchnitt 


Allgemeine Beſtimmungen 
$ 1 
(1) Die Beurkundung des Perſonenſtandes liegt dem Standesbeamten ob. 
(2) Der Standesbeamte führt ein Familienbuch, ein Geburtenbuch und ein Sterbebuch. 


82 
(1) Das Familienbuch dient zur Beurkundung der Heiraten und macht den verwandtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang der Familienangehörigen erſichtlich. 
(2) Das Geburtenbuch dient zur Beurkundung der Geburten, das Sterbebuch zur Beurkundung 
der Sterbefälle. 
Zweiter Abſchnitt 


Aufgebot und Familienbuch 
a. Aufgebot 
S 3 
(1) Vor der Eheſchließung erläßt der Standesbeamte das Aufgebot; es dient zur Ermittelung von 
Ehehinderniſſen. Das Aufgebot wird zwei Wochen lang öffentlich ausgehängt. Jeder, dem ein Ehe⸗ 
hindernis bekannt iſt, iſt verpflichtet, es dem Standesbeamten mitzuteilen. š 
(2) Die Verwaltungsbehörde kann von dem Aufgebot Befreiung erteilen oder die Aufgebotsfriſt 
abkürzen. 
8 4 
Zuſtändig für das Aufgebot iſt jeder Standesbeamte, vor dem die Ehe geſchloſſen werden kann. 


8 5 


(1) Der Standesbeamte darf das Aufgebot nur erlaſſen, wenn er ein Ehehindernis nicht für ge= 
eben hält. 
Ç o Zum Nachweiſe der Ehefähigkeit haben die Verlobten eine beglaubigte Abſchrift aus dem 
Familienbuch und das Ehetauglichkeitszeugnis beizubringen. Reichen dieſe Urkunden nicht aus, ſo muß 
der Standesbeamte weitere Unterlagen fordern. : 

(3) Der Standesbeamte kann die Verlobten von der Beibringung von Urkunden befreien, wenn 
ſie nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten oder Koſten beſchafft werden können. Die Befreiung 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 9. 1938.) 


` 
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iſt nur zuläſſig, wenn der Standesbeamte die zu beweiſenden Tatſachen kennt oder ſich davon auf 
andere Weiſe Gewißheit verſchafft hat. Notfalls kann der Standesbeamte zum Nachweiſe eine eides- 
ſtattliche Erklärung entgegennehmen. Von der Beibringung des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann der 
Standesbeamte nicht befreien. 
86 

(1) Nach Ablauf der Aufgebotsfriſt darf der Standesbeamte die Eheſchließung vornehmen, falls 
ihm bis zum Zeitpunkt ihrer Vornahme kein Ehehindernis bekanntgeworden iſt. 

(2) Wollen die Verlobten vor einem anderen Standesbeamten heiraten, ſo erhalten ſie von dem 
Standesbeamten, der das Aufgebot erlaſſen hat, eine Beſcheinigung darüber, daß das Aufgebot er⸗ 
laſſen und kein Ehehindernis bekanntgeworden iſt. 


$ 7 
In den Fällen, in denen die Ehe ohne Aufgebot geſchloſſen werden kann, muß glaubhaft gemacht 
werden, daß ein Ehehindernis nicht beſteht. 
88 
Die Eheſchließung ſoll in einer der Bedeutung der Ehe entſprechenden würdigen und feierlichen 
Weiſe vorgenommen werden. 


b. Anlegung und Fortführung des Familienbuchs 
8 9 
Für jede neu gegründete Familie wird bei der Eheſchließung im Beiſein der Ehegatten und der 
Zeugen ein beſonderes Blatt im Familienbuch eröffnet. 


$ 10 
Das Blatt beſteht aus zwei Teilen. Der erſte Teil dient der Beurkundung der Heirat, der zweite 
Teil der Eintragung der Familienangehörigen. 
S 11 
(1) In den erſten Teil werden eingetragen: 
1. die Vor⸗ und Familiennamen der Eheſchließenden, ihr Beruf und Wohnort, Ort und Tag 
ihrer Geburt ſowie ihr religiöſes Bekenntnis, 
2. die Vor⸗ und Familiennamen der Zeugen, ihr Beruf und Wohnort, 
3. die Erklärung der Eheſchließenden, 
4. der Ausſpruch des Standesbeamten. 
(2) Die Eintragung iſt von den Ehegatten, den Zeugen und dem Standesbeamten zu unterſchreiben. 


$ 12 
Am Rande des Heiratseintrags (§ 11) werden vermerkt: 
1. der Tod oder die Todeserklärung eines Ehegatten, 
2. die Aufhebung oder die Scheidung der Ehe, 
3. die Nichtigerklärung der Ehe, 
4. die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der Ehe. 


$ 13 
Am Rande des Heiratseintrags werden ferner vermerkt: 
1. die Anderung und die allgemein bindende Feſtſtellung des Namens der Ehegatten ſowie jede 
Anderung ihres Perſonenſtandes, 
2. der Wechſel des religiöſen Bekenntniſſes. 


$ 14: 
In den zweiten Teil werden eingetragen: 
1. die Vor⸗ und Familiennamen der Eltern der Ehegatten, ihr Beruf und Wohnort, Ort und 
Tag ihrer Geburt und Heirat ſowie ihr religiöſes Bekenntnis, 
2. Angaben über die Staatsangehörigkeit und die raſſiſche Einordnung der Ehegatten. 


815 
(1) Der zweite Teil ift ſtändig fortzuführen. Insbeſondere ſind einzutragen: 
1. die Vornamen ſowie Ort und Tag der Geburt der gemeinſamen Kinder, 


2. = Vornamen ſowie Ort und Tag der Geburt von unehelichen Kindern weiblicher Abkömm⸗ 
inge. 


309 


(2) Der Senat trifft nähere Beſtimmungen über die Eintragung von Kindern, die für ehelich 
erklärt oder an Kindes Statt angenommen ſind. 

(3) Das Blatt wird für jeden Abkömmling ſo lange fortgeführt, bis er ſelbſt ein Blatt im Fa⸗ 
milienbuch erhält. 

Dritter Abſchnitt 
Geburtenbuch und Sterbebuch 
a. Geburtenbuch 
8 16 

Die Geburt eines Kindes muß dem Standesbeamten, in deſſen Bezirk es geboren it, binnen 

einer Woche angezeigt werden. 
S 17 
Zur Anzeige ſind, und zwar in nachſtehender Reihenfolge, verpflichtet: 
der eheliche Vater, 
die Hebamme, die bei der Geburt zugegen war, 
. der Arzt, der dabei zugegen war, 
. jede andere Perſon, die dabei zugegen war oder von der Geburt aus eigener Wiſſenſchaft 
unterrichtet iſt, 

5. die Mutter, ſobald ſie dazu imſtande iſt. 
Eine Anzeigepflicht beſteht nur, wenn eine in der Reihenfolge früher genannte Perſon nicht vorhanden 
oder an der Anzeige verhindert iſt. 

(2) Die Anzeige iſt mündlich zu erſtatten. 


( 


A a = 


S 18 

(1) Bei Geburten in öffentlichen Entbindungs-, Hebammen⸗, Kranken- und ähnlichen Anſtalten 
trifft die Verpflichtung zur Anzeige ausſchließlich den Leiter der Anſtalt oder den von der zuſtändigen 
Behörde ermächtigten Beamten oder Angeſtellten. x 

(2) Das gleiche gilt für Geburten in öffentlichen Heil-, Pflege- und Entziehungsanſtalten, in Ge⸗ 
fangenenanſtalten, Fürſorgeerziehungsanſtalten und Anſtalten, in denen eine mit Freiheitsentziehung ver- 
bundene Maßregel der Beſſerung und Sicherung vollzogen wird. 

(3) In den Fällen des Abſatzes 1 genügt eine ſchriftliche Anzeige in amtlicher Form. 

(4) In den Fällen des Abſatzes 2 kann der Leiter oder der ermächtigte Beamte oder Angeſtellte 
einen Arzt oder eine Hebamme mit der Anzeige betrauen, ſofern die betraute Perſon aus eigener 
Wiſſenſchaft von der Geburt unterrichtet if; alsdann trifft He die Anzeigepflicht. Die Freiheits- 
entziehung und das Verhältnis des Anzeigenden zu der Anſtalt dürfen in der Eintragung nicht erſichtlich 
gemacht werden. 

819 

Der Senat kann auch den Leitern privater Entbindungs-, Hebammen⸗ und Krankenanſtalten 
widerruflich geſtatten, die in den Anſtalten erfolgten Geburten ſchriftlich anzuzeigen. In dieſem Falle 
trifft die Anzeigepflicht ausſchließlich den Leiter der Anſtalt und im Falle der Verhinderung ſeinen 
allgemeinen Vertreter. 

8 20 

Der Standesbeamte muß die Angaben des Anzeigenden nachprüfen, wenn er an ihrer Richtigkeit 
zweifelt. 

8 21 

(1) In das Geburtenbuch werden eingetragen: 

1. die Vor⸗ und Familiennamen der Eltern, ihr Beruf und Wohnort ſowie ihr religiöſes Be⸗ 
kenntnis, 
Ort, Tag und Stunde der Geburt, 
. Geſchlecht des Kindes, 
. die Vornamen des Kindes, : 
die Vornamen und der Familienname des Anzeigenden, fein Beruf und Wohnort. 5 

(2) Die Eintragung iſt von dem zur Anzeige Erſchienenen und von dem Standesbeamten zu 

unterſchreiben. 


0 


8 22 
Kann der Anzeigende die Vornamen des Kindes nicht angeben, ſo müſſen ſie binnen e 
angezeigt werden. Sie werden alsdann am Rande des Geburtseintrags vermerkt. 
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8 23 


Bei Zwillings- und Mehrgeburten üt jede Geburt beſonders einzutragen. Die Eintragungen müſſen 
erkennen laſſen, in welcher Zeitfolge die Kinder geboren ſind. 


8 24 
(1) Iſt ein Kind totgeboren oder in der Geburt verſtorben, ſo muß die Anzeige ſpäteſtens am 
folgenden Werktage erſtattet werden. š 
(2) Die Eintragung wird nur im Sterbebuch vorgenommen. Sie enthält die im § 21 Abſ. 1 Nrn. 1 
bis 3 und 5 vorgeſchriebenen Angaben und den Vermerk, daß das Kind totgeboren oder in der Geburt 
verſtorben iſt. 
$ 25 
(1) Wer ein neugeborenes Kind findet, muß es ſpäteſtens am folgenden Tage der Ortspolizei⸗ 
behörde anzeigen. Dieſe ſtellt die erforderlichen Ermittelungen an und benachrichtigt von dem Ergebnis 
alsbald die Verwaltungsbehörde. 
(2) Die Verwaltungsbehörde ſetzt nach Anhörung des Kreisarztes den vermutlichen Ort und Tag 
der Geburt feſt und beſtimmt die Vornamen und den Familiennamen des Kindes. Auf ihr Erſuchen 
trägt der Standesbeamte dies in das Geburtenbuch ein. 


8 26 
Wird im Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Perſon betroffen, deren Perſonenſtand nicht feit- 
geſtellt werden kann, ſo beſtimmt der Senat, welcher Geburtsort und Geburtstag für ſie einzutragen 
iſt; er beſtimmt ferner die Vornamen und den Familiennamen. Auf ſeine Anordnung trägt der Stan⸗ 
desbeamte dies in das Geburtenbuch ein. 
S 27 
Wird in den Fällen der SS 25 und 26 der Perſonenſtand ſpäter ermittelt, jo wird die Eintragung 
auf Anordnung der Behörde berichtigt, die ſie veranlaßt hat. 


S 28 
(1) Wird die Anzeige einer Geburt länger als drei Monate verzögert, ſo darf die Eintragung 
nur mit Genehmigung der Verwaltungsbehörde nach Ermittelung des Sachverhalts erfolgen. 
(2) Die Koſten der Ermittelung trägt, wer die rechtzeitige Anzeige verſäumt hat. 


8 29 
(0) Hat der uneheliche Vater oder der Ehemann der Mutter nach der Geburt des Kindes feine 


Vaterſchaft in öffentlicher Urkunde anerkannt, ſo iſt das Anerkenntnis am Rande des Geburtseintrags 
zu vermerken. 


(2) Wird das Anerkenntnis nicht vor dem Standesbeamten abgegeben, der die Geburt des Kindes 
beurkundet hat, ſo iſt ihm eine beglaubigte Abſchrift des Anerkenntniſſes zu überſenden. 


$S 30 


(J) Ein Randvermerk iſt ferner einzutragen, wenn die Abſtammung oder der Name eines Kindes 


mit allgemein bindender Wirkung feſtgeſtellt oder wenn der Perſonenſtand oder der Name des Kindes 
geändert wird. 


(2) Dem Standesbeamten, der die Geburt des Kindes beurkundet hat, iſt eine beglaubigte Ab— 
ſchrift der Urkunde zu überſenden, aus der ſich der Vorgang ergibt. 


§ 31 
(1) Hat ein uneheliches Kind durch die Heirat ſeiner Eltern die Rechtsſtellung eines ehelichen 


Kindes erlangt, ſo ſtellt das Vormundſchaftsgericht dies feſt und ordnet die Beiſchreibung am Rande 
des Geburtseintrags an. 


(2) Dit. ein Randvermerk: gemäß Abſ. 1 eingetragen, In wird ein weiterer Randvermerk gemäß 
$ 29 Abſ. 1 nicht eingetragen. SE? 
b. ecke u 
8 32 


Der Tod eines Menſchen muß dem . in deſſen Bezirk er geſtorben iſt, ſpäteſtens 
am folgenden Werktage angezeigt werden. 
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$ 33 
(1) Zur Anzeige ſind, und zwar in nachſtehender Reihenfolge, verpflichtet: 
1. das Familienhaupt, 
2 derjenige, in deſſen Wohnung ſich der Sterbefall ereignet hat, Í 
3. jede Perſon, die bei dem Tode zugegen war oder von dem Sterbefall aus eigener Wiſſenſchaft 
unterrichtet iſt. 
Eine Anzeigepflicht beſteht nur, wenn eine in der ii früher genannte Perſon nicht vorhanden 
oder an der Anzeige verhindert iſt. 
(2) Die Anzeige iſt mündlich zu erſtatten. 


$ 34 
Für die Anzeige von Sterbefällen in öffentlichen Entbindungs⸗, ee Kranken- und ähn⸗ 
lichen Anſtalten, in öffentlichen Heil-, Pflege- und Entziehungsanſtalten, in Gefangenenanſtalten, Für⸗ 
ſorgeerziehungsanſtalten und Anſtalten, in denen eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der 
Beſſerung und Sicherung vollzogen wird, gilt $ 18 entſprechend. Für Sterbefälle, die ſich in privaten 
Entbindungs⸗, Hebammen⸗ und Krankenanſtalten ereignen, gilt $ 19 entſprechend. 


8 35 
Findet über den Tod einer Perſon eine amtliche Ermittelung ſtatt, ſo wird der Sterbefall auf 
ſchriftliche Anzeige der zuſtändigen Behörde eingetragen. 


$ 36 
Der Standesbeamte muß die Angaben des Anzeigenden nachprüfen, wenn er an ihrer Richtigkeit 
zweifelt. , 
S. 37 
(J) In das Sterbebud werden eingetragen: 
1. die Vornamen und der Familienname des Verſtorbenen, ſein Beruf und Wohnort, Ort und 
Tag ſeiner Geburt ſowie ſein religiöſes Bekenntnis, 
2. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten oder ein Vermerk, daß der Berjtorbene 
nicht verheiratet war, 
3. Ort, Tag und Stunde des Todes, 
4. die Vor⸗ und Familiennamen der Eltern des EE ſowie ihr Wohnort, 
5. die Vornamen und der Familienname des Anzeigenden, ſein Beruf und Wohnort. 
(2) Die Eintragung iſt von dem zur Anzeige Erſchienenen und von dem Standesbeamten zu unter⸗ 
ſchreiben. Vë | 
8 38 
In das Sterbebuch iſt ein Vermerk über die Todesurſache einzutragen, falls ſie von einem Arzt 
beſcheinigt worden iſt, deſſen Beſtallung der Senat anerkannt hat. 


8.39 
Vor der Eintragung des Sterbefalls darf der Verſtorbene nur mit ortspolizeilicher Genehmigung 
beſtattet werden. Fehlt dieſe, ſo darf der Sterbefall erſt nach Ermittelung des Sachverhalts mit Geneh⸗ 
migung der Verwaltungsbehörde eingetragen werden. 


8 40 | 
Todeserklärungen werden von dem Standesbeamten des Standesamts IP in eps in ein beſon⸗ 
deres Buch für Todeserklärungen eingetragen. i 


Vierter Abſchnitt 
Beurkundung des Perſonenſtandes in beſonderen Fällen 
$ 41: 

(1) Iſt ein Danziger Staatsangehöriger im Auslande geboren oder geſtorben oder hat er im Aus⸗ 
lande geheiratet, ſo kann in beſonderen Fällen der Standesfall auf Anordnung des Senats bei dem 
Standesamt I in Danzig beurkundet werden. 

(2) Der Senat kann beſtimmen, daß für Danziger Staatsangehörige, die im Auslande geheiratet 
haben, ein Familienbuch geführt wird. i 

8 42 

Die Beurkundung der Standesfälle, die ſich auf der See oder in der 1 ereignen, wird vom 

Senat geregelt. 5 
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$ 43 
(1) Bei Zweifeln über die örtliche Zuſtändigkeit mehrerer Standesbeamter entſcheidet der Senat. 
(2) Beſtehen Zweifel darüber, ob ein Standesfall ſich im Inlande oder im Auslande ereignet hat, 
ſo entſcheidet der Senat, ob und bei welchem Danziger Standesamt der Standesfall zu beurkunden iſt. 
(3) Die Eintragung erfolgt auf Anordnung des Senats. 


Fünfter Abſchnitt 
Zweitbuch 
§ 44 
(1) Von jeder Eintragung in das Familien-, Geburten- und Sterbebuch iſt von dem Standes⸗ 
beamten ſpäteſtens am folgenden Tage eine Abſchrift in ein Zweitbuch einzutragen und zu beglaubigen. 


(2) Am Jahresende hat der Standesbeamte die Bücher und die Zweitbücher abzuſchließen und 
die Zahl der darin enthaltenen Eintragungen zu vermerken. Das Zweitbuch wird der Verwaltungs⸗ 
behörde zur Prüfung und Weitergabe an das Amtsgericht zur Aufbewahrung eingereicht. 


(3) Eintragungen, welche nach Einreichung des Zweitbuchs vorgenommen werden, ſind der Ver⸗ 
waltungsbehörde in beglaubigter Abſchrift mitzuteilen, welche zu veranlaſſen hat, daß die Eintragungen 
dem Zweitbuch beigeſchrieben werden. 

Sechſter Abſchnitt 
Gerichtliches Verfahren 
S 45 


Lehnt der Standesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung ab, jo kann er auf Antrag der 
Beteiligten oder der Aufſichtsbehörde durch das Amtsgericht dazu angehalten werden. 


$ 46 


(1) Der Standesbeamte darf eine Eintragung im Familien⸗, Geburten⸗ oder Sterbebuch nicht 
ändern. Zuſätze und Streichungen ſind zuläſſig, ſolange die Eintragung noch nicht abgeſchloſſen (it; 
dies iſt in der Eintragung hervorzuheben. 


(2) Offenbare Schreibfehler, die in einer abgeſchloſſenen Eintragung enthalten ſind, kann der 
Standesbeamte mit Genehmigung der Verwaltungsbehörde berichtigen. 


8 47 


(1) Im übrigen kann eine abgeſchloſſene Eintragung nur auf Anordnung des Gerichts berichtigt 
werden. 


(2) Den Antrag auf Berichtigung können alle Beteiligten und die Aufſichtsbehörde ſtellen. Sie 
ſind vor der Entſcheidung zu hören. 


8 48 


Auf das gerichtliche Verfahren finden die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 


$ 49 
(1) Gegen eine Verfügung, durch die der Standesbeamte zur Vornahme einer Amtshandlung 
angehalten oder durch die eine Berichtigung des Familien-, Geburten- oder Sterbebuchs angeordnet 
wird, findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt; die Verfügung wird erſt mit der Rechtskraft wirkſam. Gegen 
andere Verfügungen iſt die einfache Beſchwerde zuläſſig. 


(2) Der Aufſichtsbehörde ſteht ein Beſchwerderecht in jedem Falle zu. 


$ 50 


Für die in den SS 45 und 47 vorgeſehenen Entſcheidungen iſt ausſchließlich das Amtsgericht in 
Danzig zuſtändig. 


Siebenter Abſchnitt 
Das Standesamt und ſeine Aufſichtsbehörden 
851 
Die den Standesämtern obliegenden Aufgaben find Angelegenheiten des Staates, die den Ge- 
meinden zur Erfüllung nach Anweiſung übertragen werden. 
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$ 52 
(1) Grundſätzlich bildet jede Gemeinde einen Standesamtsbezirk. 


(2) Der Senat kann für mehrere Gemeinden den Auftrag einer von ihnen erteilen oder eine Ge⸗ 
meinde in mehrere Standesamtsbezirke aufteilen. 


8 53 
(1) Für jeden Standesamtsbezirk ſind ein Standesbeamter und mindeſtens ein Stellvertreter zu 
beſtellen. 
(2) Gemeinden, die einen Stadtkreis bilden, müſſen beſondere Standesbeamte beſtellen. Andere 
Gemeinden können mit Genehmigung des Senats beſondere Standesbeamte beſtellen. 


$ 54 
(1) Die Standesbeamten und ihre Stellvertreter werden von der Gemeinde nach Zuſtimmung des 
Senats beſtellt. Die Zuſtimmung kann widerrufen werden. 
(2) Stimmt der Senat nicht zu, ſo iſt ein neuer Vorſchlag einzureichen. Erklärt er ſich auch mit 
dieſem Vorſchlage nicht einverſtanden, ſo beſtimmt er, wen die Gemeinde zu beſtellen hat. 


$ 55 
Die Beamten der Gemeinden ſind verpflichtet, das Amt eines Standesbeamten oder ſeines Stell⸗ 
vertreters anzunehmen. 
§ 56 
Im Notfall kann die Verwaltungsbehörde die Wahrnehmung der Geſchäfte des Standesbeamten 
vorübergehend einem benachbarten Standesbeamten oder deſſen Stellvertreter übertragen. 


8 57 
(1) Die Koſten der Standesamtsverwaltung werden von den Gemeinden getragen. Die Gebühren 
fließen den Gemeinden zu. ; 
(2) Die mit der Führung des Standesamts für mehrere Gemeinden beauftragte Gemeinde ver- 
auslagt die Koſten und vereinnahmt die Gebühren; der Senat beſtimmt, in welchem Verhältnis die 
Koſten oder die Überſchüſſe auf die beteiligten Gemeinden endgültig verteilt werden. 


$ 58 
Der Senat kann für Gemeinden, die einem engeren Gemeindeverband angehören, eine beſondere 
Regelung treffen. 
$ 59 
(1) Verwaltungsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes iſt in den Landkreiſen der Landrat, im Stadt⸗ 
kreiſe Zoppot der Oberbürgermeiſter, in der Stadtgemeinde Danzig der Senat. 
(2) Die Dienſtaufſicht über die Standesbeamten führen in den Landkreiſen die Landräte und der 
Senat, im Stadtkreiſe Zoppot der ber stenge und der Senat, in der Stadtgemeinde Danzig der 
Senat. 


Achter Abſchnitt 
Beweiskraft und Benutzung der Bücher 
86 ` 
Die Eintragungen im erjten Teile des Familienbuchs, im Geburtenbuch und im Sterbebuch beweiſen 


bei ordnungsmäßiger Führung der Bücher Heirat, Geburt und Tod und die darüber gemachten näheren 
Angaben. Der Nachweis der Unrichtigkeit der beurkundeten Tatſachen iſt zuläſſig. 


S 61 

Einſicht in die Familien-, Geburten- und Sterbebücher, Durchſicht dieſer Bücher und Erteilung Dez 
glaubigter Abſchriften kann nur von Behörden, den vom Senat zu beſtimmenden Stellen und von 
den Perſonen verlangt werden, auf die ſich die Eintragung bezieht, ſowie von deren Ehegatten, Vor⸗ 
fahren und Abkömmlingen. Im übrigen beſteht ein Recht auf Einſicht, Durchſicht und Erteilung von 
Abſchriften nur, wenn ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft gemacht wird; anderenfalls kann nur die 
Ausſtellung von ſtandesamtlichen Urkunden (Geburtsurkunden, Heiratsurkunden, Sterbeurkunden) ver⸗ 
langt werden. 
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$ 62 
In die Geburtsurkunde werden aufgenommen: 
1. die Vornamen und der Familienname des Kindes, 
2. Ort und Tag der Geburt, 
3. die Vor⸗ und Familiennamen der Eltern des Kindes, ihr Beruf und Wohnort ſowie ihr 
religiöſes Bekenntnis. 
$ 63 
In die Heiratsurkunde werden aufgenommen: 
1. die Vor⸗ und Familiennamen der Ehegatten ſowie der Geburtsname der Frau, 
2. Beruf und Wohnort der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt ſowie ihr religiöſes Be⸗ 
kenntnis, 
3. Ort und Tag der Eheſchließung, 
4. die Vor⸗ und Familiennamen der Eltern der Ehegatten ſowie ihr Wohnort. 
$ 64 
In die Sterbeurkunde werden aufgenommen: 
1. die Vornamen und der Familienname des Verſtorbenen, ſein Beruf und Wohnort, Ort und 
Tag ſeiner Geburt ſowie ſein religiöſes Bekenntnis, 
2. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten oder ein Vermerk, daß der Verſtorbene 
nicht verheiratet war, 
3. Ort, Tag und Stunde des Todes, 
4. die Vor- und Familiennamen der Eltern des Verſtorbenen ſowie ihr Wohnort. 


SEE 8 65 

"op, eine E berichtigt worden, ſo find nur pie ſich hieraus ergebenden Tatſachen in der 
Urkunde zu vermerken. Ebenſo iſt zu verfahren, wenn ſich aus der Eintragung im Geburtenbuch ergibt, 
daß ein Kind durch die Eheſchließung ſeiner Eltern ehelich geworden iſt. Sonſtige Anderungen der 
Eintragung ſind am Schluſſe anzugeben. 

$ 66 

Die beglaubigten Abſchriften aus den Familien⸗, Geburten- und Sterbebüchern ſowie die ſtandes⸗ 

amtlichen Urkunden haben die gleiche Beweiskraft wie die Bücher. 


Neunter Abſchnitt 
Strafbeſtimmungen 

oi Mer die SCHER Feierlichkeiten einer Eheſchließung vornimmt, bevor die Ehe vor dem 
Standesbeamten geſchloſſen it, wird mit Geldſtrafe oder mit Gefängnis beſtraft. 

(2) Eine Beſtrafung tritt nicht ein, wenn einer der Verlobten lebensgefährlich erkrankt und ein 
Aufſchub nicht möglich iſt. 

8 68 

Wer den in den 88 16 bis 19, 24, 25, 32 bis 34 vorgeſchriebenen Anzeigepflichten nicht nachkommt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft beſtraft. Eine Beſtrafung tritt nicht ein, 
wenn die Anzeige anderweit rechtzeitig erſtattet worden iſt. 


$ 69 
Wer auf Grund dieſes Geſetzes zu Anzeigen oder zu ſonſtigen Handlungen verpflichtet iſt, kann 
hierzu von dem Standesbeamten durch Erzwingungsſtrafen angehalten werden. Die Erzwingungsſtrafe 
darf für den Einzelfall den Betrag von zweihundert Gulden nicht überſteigen. 


Zehnter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
8 70 

(I) Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Vor- 
ſchriften und die Gebührenordnung für die Standesämter. 

N (2) Er kann insbeſondere Beſtimmungen treffen über die Aufbewahrung, Fortführung und Be- 
nutzung 
der Standesregiſter und ſtandesamtlichen Nebenregiſter, 
der von Religionsgeſellſchaften geführten Kirchenbücher und Regiſter oder der Zweitſchriften ol: 

cher Bücher und Regiſter. 
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8 71 E 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. Gleichzeitig treten das Reichsgeſetz über die 
Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875 (Reichsgeſetzbl. S. 23) 
ſowie die dazu ergangenen reichs- und landesrechtlichen Vorſchriften außer Kraft. Der Senat kann an⸗ 
ordnen, daß einzelne Vorſchriften während einer Übergangszeit weiter in Kraft bleiben. 


Danzig, den 2. September 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A II 22 8 Greiſer Dr. Hoppenrath 


139 Erſte Verordnung 
zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes. 
Vom 2. September 1938. 


Auf Grund der $$ 70 und 71 der Rechtsverordnung zur Neuordnung des Perſonenſtandsrechts 
(Perſonenſtandsgeſetz) vom 2. September 1938 (G. Bl. S. 307) wird verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Beſtimmungen 
(SS 1 und 2 des Geſetzes) 
8 1 
Die Familienbücher, Geburtenbücher und Sterbebücher werden nach Vordrucken geführt, die als 
Se Anlagen A, B und C zu dieſer Verordnung abgedruckt find. 


82 
(1) Die Perſonenſtandsbücher werden in deutſcher Sprache geführt. 

(2) Die Eintragungen werden unter fortlaufenden Nummern vorgenommen. Abkürzungen ſind 
nicht zuläſſig; der Senat kann den Gebrauch beſtimmter Abkürzungen zulaſſen. Zwiſchenräume find 
durch Striche auszufüllen. 

8 3 
Eintragungen, die auf Grund einer mündlichen Erklärung vorgenommen werden, ſollen enthalten: 
1. den Ort und Tag der Eintragung, 
2. die Bezeichnung der Erſchienenen, 
3. den Vermerk des Standesbeamten, daß und auf welche Weiſe er die Perſönlichkeit der Er⸗ 
ſchienenen feſtgeſtellt hat, 
4. den Vermerk, daß die Eintragung den Erſchienenen vorgeleſen und von ihnen genehmigt 
worden iſt, 
5. vorbehaltlich des $ 7 die Unterſchrift der Erſchienenen und des Standesbeamten. 


: 8 4 
Eintragungen, die auf Grund einer ſchriftlichen Erklärung vorgenommen werden, ſollen enthalten: 
1. den Ort und Tag der Eintragung, 
2. die Bezeichnung des Anzeigenden, 
3. den Vermerk, daß die Anzeige ſchriftlich gemacht iſt, 
4. die Unterſchrift des Standesbeamten. 


sS 5 
(1) Verſteht ein Beteiligter die deutſche Sprache nicht, ſo if ein Dolmetſcher zuzuziehen, es ei 
denn, daß der Standesbeamte die fremde Sprache verſteht. Der Standesbeamte ſoll dem Dolmetſcher 
eine eidesſtattliche Verſicherung darüber abnehmen, daß er treu und gewiſſenhaft übertragen werde. 
(2) Die Eintragung ſoll von dem Standesbeamten oder dem Dolmetſcher auch in der fremden 
Sprache vorgeleſen werden. Daß dies geſchehen iſt, iſt am Schluſſe der Eintragung anzugeben. = 
Eintragung it auch von dem Dolmetſcher zu unterſchreiben. 


§ 6 
Iſt ein Beteiligter ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert oder taub, und iſt auch eine ſchrift⸗ 
liche Verſtändigung mit ihm nicht möglich, ſo iſt ein Dolmetſcher zuzuziehen. ° 5 findet entſprechende 
Anwendung. 
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š 87 
Kann ein Beteiligter nicht ſchreiben, oder iſt er am Schreiben: verhindert, ſo hat er ein Hand⸗ 
zeichen zu machen. Iſt auch dies nicht möglich, ſo iſt der Grund hierfür anzugeben. Weigert ſich ein 
Beteiligter zu unterſchreiben, ſo iſt auch hierfür der Grund anzugeben. 


8 8 
Eintragungen, die im erſten Teile des Blattes im Familienbuch, im Geburtenbuch oder im Sterbe- 
buch nach dem Abſchluß des Haupteintrags vorgenommen werden, ſind am Rande des Hauptein⸗ 
trags anzubringen. Sie ſind von dem Standesbeamten unter Angabe des Tages der Eintragung 
zu unterſchreiben. Aus den Randvermerken ſoll erſichtlich ſein, auf Grund welchen Vorgangs ſie ein⸗ 
getragen ſind. 


8 9 
Eintragungen, die nach der Anlegung des Familienbuchs im zweiten Teile des Blattes vor- 
genommen werden, ſind regelmäßig an der im Vordruck vorgeſehenen Stelle anzubringen. Sie ſind 
unter Angabe des Tages der Eintragung mit dem Namenszeichen des Standesbeamten zu verſehen. 


$ 10 

(1) Alle Beteiligten find verpflichtet, die zur Führung des Familienbuchs, des Geburtenbuchs 
und des Sterbebuchs erforderlichen Angaben zu machen und auf Verlangen die erforderlichen Ur⸗ 
kunden vorzulegen. Sie können hierzu von dem Standesbeamten durch Erzwingungsſtrafen angehalten 
werden. Die Erzwingungsſtrafe darf für den Einzelfall den Betrag von zweihundert Gulden nicht 
überſteigen. 

(2) Wer vorſätzlich falſche oder unvollſtändige Angaben macht, wird mit Geldſtrafe bis zu drei⸗ 
hundert Gulden oder mit Haft beſtraft. 


§ 11 
Bei den Eintragungen in den Perſonenſtandsbüchern iſt dem Familiennamen der Frau ihr Ge⸗ 
burtsname beizufügen, wenn ſie infolge ihrer Verheiratung einen anderen Familiennamen führt. 


12 

(1) Das religiöſe Bekenntnis wird, Tomat eine rechtliche Zugehörigkeit zu einer K Nestgtonsgeſel⸗ 
ſchaft oder Weltanſchauungsgemeinſchaft beſteht, nach dieſer Zugehörigkeit bezeichnet. Perſonen, die 
einer Religionsgeſellſchaft oder Weltanſchauungsgemeinſchaft nicht angehören, können in den Perſonen⸗ 
ſtandsbüchern nur als gottgläubig oder glaubenslos bezeichnet werden. 

(2) Der Wechſel des religiöſen Bekenntniſſes kann bei Perſonen, die einer Religionsgeſellſchaft 
oder Weltanſchauungsgemeinſchaft angehört haben, nur eingetragen werden, wenn der Austritt aus 
der Religionsgeſellſchaft oder Weltanſchauungsgemeinſchaft nachgewieſen wird. Ebenſo kann der Ein⸗ 
tritt in die Religionsgeſellſchaft oder Weltanſchauungsgemeinſchaft nur eingetragen werden, wenn der 
Eintritt nachgewieſen wird. 

(8) Die frühere Zugehörigkeit zu einer jüdiſchen Religionsgemeinſchaft wird vermerkt. 


re) 

(1) Für das Geburtenbuch und das Sterbebuch ſind von dem Standesbeamten Sammelakten zu 
führen. Die Akten ſind nach Jahrgängen zu ordnen. 

(2) In die Sammelakten hat der Standesbeamte alle Schriftſtücke aufzunehmen, die ſich auf die 
Führung der Perſonenſtandsbücher beziehen, insbeſondere die ihm zugehenden Anträge, Anzeigen und 
Mitteilungen, die bei ihm eingereichten Urkunden, die Verfügungen der Aufſichtsbehörde, die Entſchei⸗ 
dungen der E die von ihm aufgenommenen Verhandlungen ſowie feine eigenen Entscheidungen 
und Anordnungen 

(3) Wird eine Urkunde zurückgegeben, jo hat der Standesbeamte eine von ihm zu beglaubigende 
Abſchrift der Urkunde zurückzubehalten, wenn die Urkunde nicht jederzeit wieder beſchafft werden kann. 
Bei in fremder Sprache abgefaßten Urkunden genügt die Zurückbehaltung einer Abſchrift der beglau⸗ 
bigten Überſetzung. 

(4) Für jedes Blatt im See iſt ein beſonderes Sammelaktenheft zu führen. Im übrigen 
gelten die Abſätze 2 und 3. 
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8 14 
(1) Der Standesbeamte hat ferner zu führen: 
1. für jedes Perſonenſtandsbuch ein nach den Anfangsbuchſtaben der Namen, bei dem Familien⸗ 
buch nach den Anfangsbuchſtaben des Namens des Mannes und des Geburtsnamens der 
Frau geordnetes Namensverzeichnis, 
2. ein Verzeichnis der Geburtsfälle, in denen die Anzeige der Vornamen des Kindes noch aus⸗ 
ſteht, 
3. ein Verzeichnis der Aufgebote, 
4. ein Verzeichnis der zu erhebenden und der erhobenen Gebühren. 
(2) In kleineren Bezirken kann das Namensverzeichnis für mehrere Bücher gemeinſchaftlich 
geführt werden. 
$ 15 
Die Perſonenſtandsbücher und Zweitbücher können nach näherer Anordnung des Senats in loſen 
Blättern geführt werden. 
Zweiter Abſchnitt 
Aufgebot und Familienbuch 
a. Aufgebot 
(SS 3 bis 8 des Geſetzes) 
§ 16 
(1) Die Verlobten ſollen das Aufgebot nach Möglichkeit perſönlich vor dem Standesbeamten 
beſtellen. Iſt einer der Verlobten hieran verhindert, jo ſoll er eine ſchriftliche Erklärung darüber 
abgeben, daß er mit der Beſtellung des Aufgebots durch den anderen Verlobten einverſtanden iſt. 
Über die Beſtellung des Aufgebots nimmt der Standesbeamte eine Niederſchrift auf. 
(2) In Ausnahmefällen kann das Aufgebot auch ſchriftlich beſtellt werden. 


$ 17 

Die Verlobten müſſen dem Standesbeamten nachweiſen, daß der beabſichtigten Ehe kein geſetz⸗ 

liches Ehehindernis entgegeniteht. 
$ 18 

(1) Zum Nachweiſe der Danziger Staatsangehörigkeit der Verlobten genügt vorbehaltlich des 
$ 37 Abſ. 2 in der Regel eine polizeiliche oder ſonſtige behördliche Beſcheinigung. Ein förmlicher 
Staatsangehörigkeitsausweis iſt nur in Zweifelsfällen zu verlangen. 

(2) Fremde Staatsangehörige müſſen durch Vorlegung ihres Reiſepaſſes oder einer Beſcheinigung 
der zuſtändigen Behörde ihres Heimatſtaates ihre Staatsangehörigkeit nachweiſen. Beſteht der Hei⸗ 
matſtaat aus mehreren Rechtsgebieten, jo iſt auch feſtzuſtellen, welchem Rechtsgebiet die Verlobten 
angehören. š 

(3) Fremde Staatsangehörige und Staatenloſe müſſen nachweiſen, daß ihnen der Aufenthalt im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig geſtattet iſt. 

S 19 

(1) Verlobte, die im zweiten Teile eines Blattes im Familienbuch noch nicht eingetragen ſind, 
haben bei der Beſtellung des Aufgebots zum Nachweiſe ihrer Ehefähigkeit ſtatt der beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift aus dem Familienbuch ihre Geburtsurkunden und die Heiratsurkunden ihrer Eltern und, 
falls notwendig, auch deren Geburtsurkunden vorzulegen. Bei unehelicher Geburt ſind die Geburts⸗ 
urkunde der Mutter und, falls der Vater bekannt i, auch Dellen Geburtsurkunde vorzulegen. Der 
Senat kann durch Erlaß auch andere Beweismittel als ausreichend anerkennen. 

(2) Die Verlobten haben ferner ſchriftlich oder zur Niederſchrift des Standesbeamten anzugeben, 
was ihnen über die Raſſenzugehörigkeit und die Religion ihrer Großeltern bekannt iſt, und zu verſi⸗ 
chern, daß ſie die Angaben über ihre Abſtammungsverhältniſſe nach beſtem Wiſſen gemacht haben. 

(3) Der Standesbeamte kann die Vorlegung weiterer Perſonenſtandsurkunden, insbeſondere der 
Heiratsurkunde der Großeltern verlangen, wenn ihm beſtimmte Tatſachen bekannt ſind, die für eine 
andere als die von den Verlobten angegebene Abſtammung ſprechen. 

(4) Iſt einem Verlobten die Beſchaffung der erforderlichen Perſonenſtandsurkunden nicht mög⸗ 
lich, oder iſt die Beſchaffung mit erheblichen Schwierigkeiten oder unverhältnismäßig hohen Koſten 
verbunden, ſo reicht die Vorlage kirchlicher oder ſonſt beweiskräftiger Beſcheinigungen aus. Iſt auch 
die Beſchaffung ſolcher Beſcheinigungen nicht möglich, jo kann ſich der Standesbeamte mit einer eides- 
ſtattlichen Verſicherung, daß die nach Abſ. 2 gemachten Angaben richtig ſind, begnügen. 
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8 20 

(1) Bis zum Inkrafttreten des § 2 der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetz) vom 8. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 245 ff.) darf der Standesbeamte die Vorlegung 
eines Ehetauglichkeitszeugniſſes nur verlangen, wenn er begründete Zweifel hat, ob ein Ehehindernis 
im Sinne des $ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes vorliegt oder nicht. 

(2) Die Verlobten haben ſchriftlich oder zur Niederſchrift des Standesbeamten anzugeben, was 
ihnen über das Vorliegen eines Ehehinderniſſes im Sinne der im Abſ. 1 angeführten Vorſchriften 
bekannt iſt, und zu verſichern, daß ſie dieſe Angaben nach beſtem Wiſſen gemacht haben. 

(3) Der Standesbeamte hat, wenn er die Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes nicht ver⸗ 
langt, den für die Verlobten zuſtändigen Kreisärzten unverzüglich von der Beſtellung des Auf⸗ 
gebots Kenntnis zu geben. Der Kreisarzt hat dem Standesbeamten alsbald Mitteilung zu machen, 
falls er die Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes für zweckmäßig hält. In dieſem Falle muß 
der Standesbeamte die Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes verlangen. 

(4) Hat der Kreisarzt das Ehetauglichkeitszeugnis wegen eines Ehehinderniſſes im Sinne bes 
§ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes verweigert, ſo können die Verlobten zum Nachweiſe ihrer Ehetauglichkeit 
die rechtskräftige Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts beibringen, daß ein Ehehindernis im Sinne 
des § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes nicht beſteht. ; 

(5) Eines Ehetauglichkeitszeugniſſes bedarf es nicht, wenn der Senat von der Beibringung des 
Zeugniſſes Befreiung erteilt hat. 

8 21 

(1) Perſonen, die die Danziger Staatsangehörigkeit nicht beſitzen, müſſen nachweiſen, daß fie nach 
dem auf ſie anzuwendenden Eherecht die beabſichtigte Ehe ſchließen dürfen. Zu dieſem Zwecke müſſen 
lie ein Zeugnis der zuſtändigen inneren Behörde ihres Heimatſtaates darüber beibringen, daß ihr ein 
in den Geſetzen dieſes Staates begründetes Ehehin dernis nicht bekannt iſt (Ehefähigkeitszeugnis). Das 
Zeugnis verliert ſeine Kraft, wenn das Aufgebot nicht binnen ſechs Monaten ſeit der Ausſtellung 
beantragt wird. Sit in dem Zeugnis eine kürzere Geltungsdauer angegeben, To bewendet es hierbei. 

(2) Von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugniſſes kann Befreiung erteilt werden. Der Standes⸗ 
beamte, vor dem die Ehe geſchloſſen werden ſoll, hat den Antrag entgegenzunehmen und die Entſchei⸗ 
dung über den Antrag vorzubereiten. Grundſfätzlich ſind alle Nachweiſe zu fordern, die vor der An⸗ 
ordnung des Aufgebots erbracht werden müſſen. Die Beibringung von Ehetauglichkeitszeugniſſen kann 
von der Befreiungsbehörde auch dann verlangt werden, wenn eine Verpflichtung zur Beibringung 
des Zeugniſſes nach Abſ. 3 nicht beſteht. 

(3) Gehört der Mann einem fremden Staate an und hat er ein von ber zuſtändigen inneren 
Behörde ſeines Heimatſtaates ausgeſtelltes Ehefähigkeitszeugnis vorgelegt, ſo bedarf es der Bei⸗ 
bringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes nicht. Gehört die Frau einem fremden Staate an, iſt der 
Mann aber Danziger Staatsangehöriger oder ſtaatenlos, ſo darf das Zeugnis nur von dem Manne 
verlangt werden; das Zeugnis muß erkennen laſſen, daß auch die geſundheitlichen Verhältniſſe der Frau 
berückſichtigt ſind. 

(4) Beſitzen beide Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit, ſo ſind Nachweiſe über ihre raſſiſche 
Einordnung gemäß $ 19 nicht zu fordern. Im übrigen gilt 8 19 nur inſoweit, als für Angehörige 
beſtimmter Länder keine abweichenden Beſtimmungen getroffen ſind. 

(6), Beſitzt nur einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, To ſind die Nachweiſe 
gemäß 8 19 von dem anderen Verlobten über beide Verlobte zu fordern. | 


; 9 22 ; 

(1) Haben die Verlobten bereits ein gemeinſames uneheliches Kind, ſo hat der Standesbeamte 
alsbald nach der Eheſchließung dem zuſtändigen Vormundſchaftsgericht zur Einleitung eines Ver⸗ 
fahrens nach 8 31 Abſ. 1 des Geſetzes Mitteilung zu machen. Die Mitteilung ſoll enthalten die 
Vor- und Familiennamen des Kindes und der Verlobten, Ort und Tag der Geburt des Kindes und 
der Eheſchließung der Eltern, die Bezeichnung des ſtandesamtlichen Eintrags der Geburt und der Ehe- 
ſchließung, Beruf und Wohnort des Mannes ſowie ſein religiöſes Bekenntnis. 

(2) Auf das Verfahren vor dem Vormundſchaftsgericht finden die Vorſchriften des Reichs⸗ 

geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung. 

(3) Der Beſchluß, durch den die Legitimation des Kindes feſtgeſtellt wird, kann mit der ſofortigen 
Beſchwerde angefochten werden. Er wird erſt mit der Rechtskraft wirkſam. 

(4) Der Beſchluß, durch den die Feſtſtellung abgelehnt wird, kann mit der einfachen Beſchwerde 
angefochten werden. 


(5) Das Beſchwerderecht ſteht dem Manne, der Frau, dem Kinde und dem Senat zu. 
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(6) Steht das Kind, weil es noch minderjährig ft, unter Vormundſchaft, jo Toll dieſe erſt auf- 
gehoben werden, wenn der Beſchluß, durch den die Legitimation feſtgeſtellt wird, rechtskräftig geworden 
iſt. Iſt die Mutter Vormünderin des Kindes oder iſt die Vormundſchaft aufgehoben, ſo iſt dem 
geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Kinde ein Pfleger für das Verfahren 
zu r § 59 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bleibt 
unberührt. 

(7) Der Arkundsbeamte dex Geſchäftsſtelle des Vormundſchaftsgerichts überſendet eine Ausferti⸗ 
gung des rechtskräftigen Beſchluſſes, durch den die Legitimation des Kindes feſtgeſtellt iſt, dem Stan⸗ 
desbeamten, vor dem die Eltern des Kindes die Ehe geſchloſſen haben, und dem Standesbeamten, 
in deſſen Geburtenbuch (Geburtsregiſter) die Geburt des Kindes beurkundet iſt. Die Mitteilung an den 
letzteren ſoll enthalten Ort und Tag der Eheſchließung der Eltern und die Nummer des Eintrags, 
unter der die Eheſchließung beurkundet iſt, die Vornamen und den Familiennamen des Mannes, ſeinen 
Beruf und Wohnort ſowie ſein religiöſes Bekenntnis. Iſt das Kind verheiratet, ſo iſt auch dem 
Standesbeamten Mitteilung zu machen, vor dem das Kind die Ehe geſchloſſen hat. 


8 23 

(1) Das Aufgebot it in den Gemeinden bekanntzumachen, in denen die Verlobten während der 
letzten ſechs Monate ihren Wohnſitz gehabt haben. Fehlt es an einem Wohnſitz oder haben die Ver⸗ 
lobten ihren gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb ihres Wohnſitzes gehabt, ſo muß das Aufgebot in 
den Gemeinden bekanntgemacht werden, in denen ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt und, wenn auch 
ein folder nicht vorhanden iſt, ihren Aufenthalt gehabt haben. 

((2) Das Aufgebot enthält die Bekanntmachung, daß die Verlobten, deren Vor⸗ und Familien⸗ 
namen ſowie Beruf und Wohnort anzugeben ſind, die Abſicht haben, die Ehe miteinander einzugehen, 
und die allgemeine Aufforderung, etwa bekannte Ehehinderniſſe dem Standesbeamten mitzuteilen. 

(3) Das Aufgebot muß zwei Wochen lang am Standesamt, Rat⸗ oder Gemeindehaus oder an 
der Stelle, die die Gemeindebehörde für ihre Bekanntmachungen beſtimmt hat, ausgehängt werden. 
Daß dies geſchehen iſt, muß der Beamte, der den Aushang bewirkt hat, beſcheinigen. 

(4) Für die Bekanntmachung des Aufgebots iſt ein Vordruck zu benutzen, der als Anlage FI zu 


94 dieſer Verordnung abgedruckt iſt. 
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$ 24 
Liegt eine der Gemeinden, in der das Aufgebot bekanntzumachen if, im Ausland, ſo tritt an die 
Stelle dieſer Bekanntmachung eine Veröffentlichung des Aufgebots in einem Blatt, das in dem aus⸗ 
ländiſchen Ort erſcheint, oder verbreitet iſt. Bei Perſonen, die die Danziger Staatsangehörigkeit nicht 
beſitzen, wird die Bekanntmachung des Aufgebots im Ausland durch das von der zuſtändigen inneren 
Behörde ihres Heimatſtaates ausgeſtellte Ehefähigkeitszeugnis oder die von der zuſtändigen Danziger 
Behörde erteilte Befreiung von der Beibringung des Zeugniſſes erſetzt. 


§ 25 fehlt. 


S 26 

Das Aufgebot verliert feine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen ſechs Monaten ſeit Ablauf der 
Aufgebotsfriſt geſchloſſen iſt. 

s 27 

(1) Die Ehe kann ohne Aufgebot geſchloſſen werden, wenn einer der Verlobten lebensgefährlich er⸗ 
krankt iſt und die Heirat nach ärztlichem Zeugnis nicht aufgeſchoben werden kann. In ſolchem Falle 
brauchen die Verlobten auch ein Ehetauglichkeitszeugnis nicht beizubringen. 

(2) Die Ehe kann ferner ohne Aufgebot geſchloſſen werden, wenn Befreiung vom Aufgebot be⸗ 
willigt iſt. Die Befreiung vom Aufgebot erteilt die Aufſichtsbehörde des Standesbeamten, vor dem 
die Ehe geſchloſſen werden ſoll. Wird die Befreiung verſagt, jo iſt die Beſchwerde im Verwaltungs» 
wege zuläſſig; der Senat entſcheidet endgültig. 

i 8 28 

(1) Wollen die Verlobten vor einem Standesbeamten heiraten, der nach den Vorſchriften des 
Familienrechts für die Eheſchließung nicht zuſtändig iſt, ſo müſſen ſie dieſem eine von dem zuſtändigen 
Standesbeamten ausgeſtellte Ermächtigungsurkunde vorlegen. ; 

(2) Die Urkunde enthält die Ermächtigung des anderen Standesbeamten zur Vornahme der 
Eheſchließung und die Beſcheinigung darüber, daß das Aufgebot erlaſſen und kein Ehehindernis be⸗ 
kanntgeworden iſt, oder die Beſcheinigung darüber, daß die Ehe ohne Aufgebot geſchloſſen werden 
darf. | 

(3) Für die Ermächtigungsurkunde iſt der Vordruck J zu benutzen. 


` 
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§ 29 
(1) Wollen die Verlobten vor einem Standesbeamten heiraten, der nach den Vorſchriften des 
Familienrechts für die Eheſchließung zwar zuſtändig iſt, der aber das Aufgebot nicht erlaſſen hat, ſo 
müſſen ſie eine Beſcheinigung des Standesbeamten, der das Aufgebot erlaſſen hat, darüber vorlegen, 
daß das Aufgebot erlaſſen und kein Ehehindernis bekanntgeworden iſt. 
(2) Für die Beſcheinigung iſt der Vordruck ] zu benutzen. 


$ 30 

In den Fällen der SS 28 und 29 hat der Standesbeamte den Verlobten die von ihnen überreichten 
Perſonenſtandsurkunden mit der Aufforderung zurückzugeben, ſie dem Standesbeamten, vor dem die 
Ehe geſchloſſen wird, zu überreichen. 

8 31 

Die Aufgebotsfriſt kann abgekürzt werden. Die Abkürzung der Aufgebotsfriſt bewilligt die Auf⸗ 
ſichtsbehörde des Standesbeamten, bei dem das Aufgebot beantragt iſt. $ 27 Abſ. 2 Satz 3 gilt ent⸗ 
ſprechend. 

8 82 

(1) Der Standesbeamte kann einer Frau, die vor Ablauf von zehn Monaten ſeit der Auflöſung 
oder Nichtigerklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen will, Befreiung von der Wartezeit 
erteilen. 

(2) Zuſtändig iſt der Standesbeamte, vor dem die Ehe geſchloſſen werden ſoll. Soll ſie im Aus⸗ 
lande geſchloſſen werden, jo iſt der Standesbeamte des Standesamts I in Danzig zuſtändig. 

(3) Die Befreiung von der Wartezeit darf nur erteilt werden, wenn durch amtsärztliches Zeugnis 
nachgewieſen wird, daß die Frau nicht ſchwanger iſt. Kann das Zeugnis nicht beigebracht werden, ſo 
kann der Senat in geeigneten Fällen die Beibringung erlaſſen. Eines Zeugniſſes bedarf es nicht, wenn 
die Frau das fünfundvierzigſte Lebensjahr vollendet hat oder wenn ſie mit ihrem früheren Ehemann 
die Ehe eingehen will. 

(4) Wird die Befreiung vom Standesbeamten verſagt, ſo iſt die Beſchwerde im Verwaltungswege 
zuläſſig. Š 

(5) Einer Befreiung bedarf es nicht, wenn die Frau nach Auflöſung oder Nichtigerklärung ihrer 
früheren Ehe ein Kind geboren hat. 
8 33 

Den Verlobten iſt auf Antrag eine Beſcheinigung über die Anordnung des Aufgebots und über 

die Eheſchließung koſtenfrei zu erteilen. 


b. Anlegung und Fortführung des Familienbuchs 
(SS 9 bis 15 des Geſetzes) 
S Ss 34 
Als Zeuge ſoll bei der Eheſchließung nicht mitwirken: 
1. ein Minderjähriger, 
2. eine Perſon, die die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt, 
3. eine Perſon, die nach den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig it, als Zeuge eidlich pers 
nommen zu werden. 
S 35 

(1) Vorgänge, die nach den SS 12 und 13 des Perſonenſtandsgeſetzes am Rande des Heirats⸗ 
eintrags zu vermerken ſind, müſſen dem Standesbeamten mitgeteilt werden. 

(2) Die Pflicht zur Mitteilung des Todes oder der Todeserklärung eines Ehegatten liegt dem 
Standesbeamten ob, der den Tod beurkundet oder die Todeserklärung eingetragen hat. 

(3) Die Pflicht zur Mitteilung liegt dem Gericht ob, wenn der Vorgang auf einer endgültigen 
gerichtlichen Entſcheidung, einer gerichtlichen Beurkundung oder einer vom Gericht entgegengenommenen 
Erklärung beruht; die Mitteilung liegt dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Gerichts ob, das 
mitgewirkt oder im erſten Rechtszuge entſchieden hat. 

(cg4) Im übrigen liegt die Pflicht zur Mitteilung der Stelle ob, auf deren Entſcheidung oder Mit⸗ 
wirkung der Vorgang beruht. 

(5) Ein Randvermerk wird auch eingetragen, wenn der Vorgang dem Standesbeamten auf andere 
Weiſe durch öffentliche Urkunden nachgewieſen wird. 

(6) Ein Randvermerk über den Tod oder die Todeserklärung eines Ehegatten wird nicht einge⸗ 


tragen, wenn die Aufhebung, die Scheidung, die Nichtigerklärung oder das Nichtbeſtehen der Ehe am 
Rande vermerkt iſt. 
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$ 36 
Die SS 12 und 13 des Geſetzes und der § 35 dieſer Verordnung finden auch dann Anwendung, 
wenn die Ehe vor dem 1. Januar 1939 geſchloſſen iſt. 


$ 37 ? 

(1) Die Angaben über die Eltern der Ehegatten (8 14 Nr. 1 des Geſetzes) werden in Spalte I, 
die Angaben über Staatsangehörigkeit und raſſiſche Einordnung der Ehegatten ($ 14 Nr. 2 des (Ge 
ſetzes) in Spalte H des zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch eingetragen. Sie müſſen durch Ur⸗ 
kunden belegt werden. 

(2) Die Danziger Staatsangehörigkeit kann nur durch Vorlage eines Staatsangehörigkeitsaus⸗ 
weiſes oder eines Heimatſcheins, bei Beamten auch durch Vorlage der Beſtallungsurkunde, nachgewieſen 
werden; ein Paß oder eine polizeiliche oder ſonſtige Beſcheinigung reicht für die Eintragung im zweiten 
Teile nicht aus. Eine Pflicht zur Vorlegung eines Staatsangehörigkeitsausweiſes, eines Heimatſcheins 
oder einer Beſtallungsurkunde beſteht vorläufig nicht. 

(3) Fremde Staatsangehörige und Staatenloſe können ihre Staatsangehörigkeitsverhältniſſe auch 
durch Vorlage ihres Paſſes nachweiſen. 

(4) Bei fremden Staatsangehörigen wird ihre raſſiſche Einordnung nicht eingetragen. 


§ 38 : 
(1) Die Angaben über die Eltern der Ehegatten ſind auf den Zeitpunkt der Eheſchließung der 
Ehegatten abzuſtellen. Spätere Anderungen der Perſonenſtandsverhältniſſe der Eltern werden nicht ein⸗ 
getragen. Jedoch wird, falls eine Ehegatte unehelich geboren und erſt legitimiert worden iſt, nachdem er 
ſelbſt die Ehe geſchloſſen hat, der Vater des Ehegatten und gegebenenfalls die Eheſchließung der 
Eltern in der Spalte I nachgetragen. 
(2) Iſt ein Ehegatte an Kindes Statt angenommen, jo ſind die Wahleltern in Spalte VI des 
zweiten Teiles zu vermerken. Dort iſt auch ein Vermerk einzutragen, wenn ein Ehegatte einen anderen 
Geburtsnamen führt als ſein ehelicher Vater oder ſeine uneheliche Mutter. 


$ 39 

Die Angaben über Staatsangehörigkeit der Ehegatten können nur auf Erſuchen der zuſtändigen 

Behörde geändert werden. 
$ 40 

(1) In den Spalten III bis V des zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch werden die 
Kinder, in beſonderen Fällen auch die entfernteren Abkömmlinge der Ehegatten aufgezeichnet. Aus 
dieſer Aufzeichnung muß ſich die Rechtsſtellung des Kindes innerhalb der Sippe und ſein jeweiliger 
Perſonenſtand ergeben. Es müſſen alle Vorgänge vermerkt werden, die für den Perſonenſtand und den 
Namen des Kindes von Bedeutung ſind. 

(2) Wird für ein Kind ſpäter ein eigenes Blatt im Familienbuch eröffnet oder wird es auf ein 
anderes Blatt übertragen, ſo müſſen dieſe Blätter genau bezeichnet werden, damit der Zuſammenhang 
gewahrt iſt. Ebenſo muß in dem neuen Blatt im Familienbuch auf das frühere Blatt hingewieſen 
werden. Auf dem früheren Blatt werden keine Eintragungen mehr vorgenommen. 

(3) Soweit in den folgenden Vorſchriften für den einzelnen Fall keine Beſtimmungen getroffen ſind, 
hat der Standesbeamte bei Zweifeln, ob und an welcher Stelle eine Eintragung im zweiten Teile des 
Blattes im Familienbuch vorgenommen werden muß, die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde ein- 
zuholen. 

$ 41 

(1) Zum Zwecke der Fortführung der Spalten III bis V bes zweiten Teiles des Blattes im 
Familienbuch haben die Standesbeamten, die ein anderes Familienbuch (Heiratsregiſter), das (De 
burtenbuch (Geburtsregiſter) oder Sterbebuch (Sterberegiſter) führen, dem Standesbeamten, der das 
Familienbuch führt, alle Vorgänge mitzuteilen, die für die Fortführung des Familienbuchs von Ber 
deutung ſind. ; 

(2) In dem Dritten Abſchnitt dieſer Verordnung ſind für die häufigſten und wichtigſten Fälle die 
erforderlichen Beſtimmungen getroffen. 

: $ 42 

(1) Als gemeinfame Kinder der Ehegatten ($ 15 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes) werden im zweiten 
Teile des Blattes im Familienbuch in Spalte III eingetragen: 

1. die Kinder, die nach den Vorſchriften des Familienrechts eheliche Kinder der Ehegatten ſind; 

2. die unehelichen Kinder der Frau, die durch die Eheſchließung der Eltern ehelich geworden ſind, 
ſobald das Vormundſchaftsgericht dies feſtgeſtellt hat ($ 31 des Geſetzes). 


D 
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(2) In Spalte III ſind ferner einzutragen: 

1. die Eheſchließung des Kindes unter Hinweis auf das Blatt im Familienbuch, das bei ſeiner 
Eheſchließung eröffnet worden iſt; 

2. der Tod des Kindes, falls es nicht verheiratet war, unter Hinweis auf die Beurkundung im 
Sterbebuch; 

3. die allgemein bindende Feſtſtellung, daß das Kind nicht ein eheliches Kind der Ehegatten iſt, 
ſowie die Annahme des Kindes an Kindes Statt; auf das Blatt im Familienbuch, auf das 
das Kind in dieſem Falle übertragen werden muß, it hinzuweiſen. 


8 43 
(1) Als uneheliche Kinder weiblicher Abkömmlinge (8 15 Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes) werden im 
zweiten Teile des Blattes im Familienbuch in Spalte IV eingetragen: 

1. die unehelichen Kinder von Töchtern der Ehegatten; gilt ein Kind nach den Vorſchriften des 
Familienrechts als eheliches Kind, ſo erfolgt die Eintragung als uneheliches Kind erſt dann, 
wenn die Unehelichkeit mit allgemein bindender Wirkung feſtgeſtellt ift; 

2. die unehelichen Kinder entfernterer weiblicher Abkömmlinge (von Enkelinnen oder Urenke⸗ 
linnen) der Ehegatten, wenn ihre Mutter als uneheliches Kind in Spalte IV eingetragen 
iſt; Nr. 1 Halbſatz 2 gilt entſprechend. 

(2) In Spalte IV ſind ferner einzutragen: 
die Eheſchließung des Kindes unter Hinweis auf das Blatt im Familienbuch, das bei [einer 
Eheſchließung eröffnet worden il; 

2. der Tod des Kindes, falls es nicht verheiratet war, unter Hinweis auf die Beurkundung im 
Sterbebuch; 

3. die Feſtſtellung des Vormundſchaftsgerichts, daß das Kind durch die Eheſchließung der Eltern 
ehelich geworden iſt, die Annahme an Kindes Statt und die Ehelichkeitserklärung des Kindes 
ſowie die allgemein bindende Feſtſtellung, daß das Kind nicht ein uneheliches Kind eines 
weiblichen Abkömmlings im Sinne des § 15 Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes iſt; auf das Blatt 
im Familienbuch, auf das das Kind in dieſem Falle übertragen werden muß, iſt hinzuweiſen; 
als Übertragung gilt auch die Übertragung in eine andere Spalte desſelben Blattes im 
Familienbuch. 


— 


— 


8 44 

(1) Kinder, die an Kindes Statt angenommen oder für ehelich erklärt ſind, werden auf dem⸗ 
jenigen Blatte im Familienbuch in Spalte V pes zweiten Teiles eingetragen, auf dem der Annehmende 
oder der Vater im zweiten Teile in der Spalte III, IV oder V verzeichnet iſt. Iſt ein Kind von einem 
Ehepaar gemeinſchaftlich an Kindes Statt angenommen oder hat ein Ehegatte das Kind des anderen 
Ehegatten angenommen, ſo wird es auf dem Blatte im Familienbuch in Spalte des zweiten Teiles 
eingetragen, das für die Ehegatten bei der Eheſchließung eröffnet worden iſt. 

(2) In Spalte V ſind ferner einzutragen: 

1. die Eheſchließung des Kindes unter Hinweis auf das Blatt im Familienbuch, das bei der 
Eheſchließung eröffnet worden iſt; 

2. der Tod des Kindes, falls es nicht verheiratet war, unter Hinweis auf die Beurkundung im 
Sterbebuch; 

3. die Aufhebung des Annahmeverhältniſſes, die allgemein bindende Feſtſtellung, daß die Kindes⸗ 
annahme unwirkſam iü, ſowie die Zurücknahme der Ehelichkeitserklärung; auf das Blatt im 
Familienbuch, auf das das Kind in dieſem Falle übertragen werden muß, iſt hinzuweiſen; 

4. die unehelichen Abkömmlinge des an Kindes Statt angenommenen oder für ehelich erklärten 
Kindes, auf die ſich die Wirkungen der Kindesannahme oder Ehelichkeitserklärung erſtrecken. 


8 45 
Aneheliche Kinder, denen der Ehemann der Mutter durch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Be⸗ 
hörde ſeinen Familiennamen erteilt hat, werden auf demjenigen Blatte im Familienbuch in Spalte VI 
des zweiten Teiles nachrichtlich vermerkt, das für die Ehegatten bei der Eheſchließung eröffnet 
worden iſt. 
8 46 
(1) Kann in den Fällen der SS 42 bis 44 eine Eintragung im zweiten Teile des Blattes im 
Familienbuch nicht vorgenommen werden, weil ein Familienbuch nicht angelegt iſt, ſo werden Hin⸗ 
weiſe nach folgenden Beſtimmungen eingetragen: 


1. gemeinſame Kinder der Ehegatten ($ 42) werden am unteren Rande des Heiratseintrags 
vermerkt; 
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2. N s Kinder (8 43) werden am unteren Rande des Geburtseintrags der Mutter ver⸗ 
merkt; 

3. an Kindes Statt angenommene oder für ehelich erklärte Kinder (8 44) werden am unteren 
Rande des Geburtseintrags des Annehmenden oder des Vaters vermerkt; iſt ein Kind von 
einem Ehepaar gemeinſchaftlich an Kindes Statt angenommen oder hat ein Ehegatte das 
Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo wird es am unteren Rande des Heiratseintrags 
der Ehegatten vermerkt. 

(2) Die Vorſchriften in $ 42 Abſ. 2, $ 43 Abſ. 2 und $ 44 Abſ. 2 gelten ſinngemäß. 


§ 47 
Geht ein Ehegatte, nachdem ſeine frühere Ehe aufgelöſt oder für nichtig erklärt iſt, eine neue Ehe 
ein, ſo iſt im zweiten Teile des bei der neuen Eheſchließung eröffneten Blattes im Familienbuch in 
Spalte II auf die frühere Eheſchließung hinzuweiſen. Ebenſo wird im zweiten Teile des bei der 
früheren Eheſchließung eröffneten Blattes im Familienbuch in Spalte II auf die neue Eheſchließung 
hingewieſen; war die frühere Ehe noch nicht in einem Danziger Familienbuch beurkundet, ſo wird am 
unteren Rande des Heiratsregiſters auf die neue Eheſchließung hingewieſen. 


$ 48 
(1) Der Standesbeamte, der die Eheſchließung beurkundet, hat alsbald den Danziger Standes⸗ 
beamten, in deren Geburtenbüchern (Geburtsregiſtern) die Geburt der Ehegatten beurkundet iſt, ſowie 
den Danziger Standesbeamten, in deren Familienbüchern die Ehegatten im zweiten Teile eingetragen 
ſind, von der Eheſchließung Mitteilung zu machen. I 
(2) War einer der Ehegatten bereits früher verheiratet, jo muß er auch dem Danziger Standes: 
beamten Mitteilung machen, der die frühere Eheſchließung beurkundet hat. 


$ 49 

(1) Die Erklärung, durch die eine geſchiedene Frau ihren früheren Familiennamen wieder ans 
nimmt oder durch die der geſchiedene Mann der Frau die Führung ſeines Familiennamens unterſagt, 
kann außer von den Gerichten und Notaren auch von den Standesbeamten beglaubigt werden. Einer 
Beglaubigung durch den Standesbeamten ſteht es gleich, wenn der Standesbeamte über die Erklärung 
eine von ihm und dem Erklärenden zu unterſchreibende Urkunde aufnimmt. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärung iſt der Standesbeamte zuſtändig, vor dem die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt. Iſt die Ehe im Auslande geſchloſſen, jo ift der Standesbeamte des Standes- 
amts J in Danzig zuſtändig. 

(3) Die Erklärung iſt dem zu ihrer Entgegennahme zuſtändigen Standesbeamten zu überſenden. 
Dieſer trägt im Falle des Abſ. 2 Satz 1 einen Randvermerk zum Heiratseintrag ein. 


Dritter Abſchnitt 
Geburtenbuch und Sterbebuch 
a. Geburtenbuch 
(SS 16 bis 31 des Geſetzes) 
§ 50 
Bei der Anzeige einer ehelichen Geburt ſoll der Anzeigende einen Auszug aus dem Familienbuch 
oder die Heiratsurkunde der Eltern, bei der Anzeige einer unehelichen Geburt die Geburtsurkunde der 
Mutter des Kindes vorlegen. 
§ 51 
Wird von einer Frau, die ſchon einmal verheiratet war, ein Kind geboren, ſo muß aus dem Ge⸗ 
burtseintrag des Kindes der Tag und der Grund der Auflöſung oder Nichtigerklärung der früheren 
Ehe der Mutter erſichtlich ſein. Iſt die Frau wieder verheiratet, ſo gilt dies nur, wenn das Kind vor 
Ablauf von 270 Tagen nach der Auflöſung oder Nichtigerklärung der früheren Ehe geboren iſt. 


. $ 52 
(1) Wird eine eheliche Geburt eingetragen, jo hat der Standesbeamte feſtzuſtellen, wo die Ehe⸗ 
ſchließung der Eltern im Familienbuch (Heiratsregiſter) beurkundet if. Er hat am unteren Rande des 
Geburtseintrags auf dieſe Stelle hinzuweiſen. ! 
(2) Er hat dem Danziger Standesbeamten, in Bellen Familienbuch (Heiratsregiſter) die Ehe⸗ 
ſchließung der Eltern beurkundet iſt, die Geburt des Kindes mitzuteilen. In der Mitteilung ſind die 
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Vornamen und der Familienname des Kindes ſowie Ort und Tag ſeiner Geburt anzugeben. Es 
ſollen ferner angegeben werden: 

a) das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die Geburt des Kindes beur⸗ 
kundet iſt; 

b) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile als eheliches Kind einzutragen iſt, oder wenn die Eheſchließung der Eltern 
noch nicht in einem Danziger Familienbuch beurkundet iſt, das Standesamt und die Nummer 
des Eintrags, unter der die Eheſchließung im Heiratsregiſter beurkundet iſt. 


$ 53 

(1) Wird eine uneheliche Geburt eingetragen, ſo hat der Standesbeamte feſtzuſtellen, ob die 
Mutter im zweiten Teile eines Blattes im Familienbuch in Spalte III, IV oder V eingetragen iſt. 
Sit dies nicht der Fall, ſo ift feſtzuſtellen, wo die Geburt der Mutter im Geburtenbuch (Geburts- 
regiſter) beurkundet iſt. Der Standesbeamte hat am unteren Rande des Geburtseintrags auf die in 
Betracht kommende Stelle hinzuweiſen. 

(2) Er hat dem Danziger Standesbeamten, auf deſſen Eintragung er gemäß Abſ. 1 hingewieſen 
hat, die Geburt des Kindes mitzuteilen. In der Mitteilung ſind die Vornamen und der Familienname 
des Kindes ſowie Ort und Tag ſeiner Geburt anzugeben. Es ſollen ferner angegeben werden: 

a) das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die Geburt des Kindes Deutz 
kundet iſt; 

b) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile als uneheliches Kind einzutragen iſt, oder wenn dies nicht geſchehen kann, weil 
ſeine Mutter noch nicht in den Spalten III, IV oder V bes zweiten Teiles eines Blattes im 
Familienbuch eingetragen iſt, das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die 
Geburt der Mutter beurkundet iſt. 

8 54 

(1) Iſt ein Kind durch die Eheſchließung ſeiner Eltern ehelich geworden, ſo hat der Standesbe⸗ 
amte, der zum Geburtseintrag des Kindes einen Randvermerk gemäß $ 31 Abſ. 1 des Geſetzes ein⸗ 
trägt, feſtzuſtellen, wo die Eheſchließung der Eltern im Familienbuch (Heiratsregiſter) beurkundet iſt. 
Er hat in dem Randvermerk auf dieſe Stelle hinzuweiſen oder, falls dies nicht ſofort geſchehen kann, 
ſpäter einen Hinweis zu dem Randvermerk zu machen. 

(2) Er hat dem Danziger Standesbeamten, auf deſſen Eintragung er gemäß Abſ. 1 hingewieſen 
hat, den Sachverhalt mitzuteilen. In der Mitteilung ſind die Vornamen und der Familienname des 
Kindes, Ort und Tag ſeiner Geburt ſowie der weſentliche Inhalt des Randvermerks anzugeben. Es 
ſollen ferner angegeben werden: 

a) das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die Geburt des Kindes beur- 
kundet iſt; ; 

b) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile bisher als uneheliches Kind eingetragen iſt, oder wenn das Kind noch nicht in 
einem Familienbuch aufgezeichnet iſt, das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter 
der die Geburt ſeiner Mutter beurkundet iſt; 

c) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile als eheliches Kind einzutragen iſt, oder wenn die Eheſchließung der Eltern 
noch nicht in einem Danziger Familienbuch beurkundet iſt, das Standesamt und die Nummer 
des Eintrags, unter der die Eheſchließung im Heiratsregiſter beurkundet iſt. 

(3) Er hat in gleicher Weile den Standesbeamten zu benachrichtigen, dem früher eine Mitteilung 
gemäß Š$ 53 Abſ. 2 zu machen war. 

$ 55 

(J) Iſt feſtgeſtellt, daß ein Kind, welches als ehelich geboren beurkundet iſt, unehelich iſt, ſo hat 
der Standesbeamte, der zum Geburtseintrag des Kindes einen Randvermerk gemäß $ 30 Abſ. 1 des 
Geſetzes einträgt, feſtzuſtellen, ob die Mutter im zweiten Teile eines Blattes im Familienbuch in den 
Spalten III, IV oder V eingetragen iſt. Iſt dies nicht der Fall, jo iſt feſtzuſtellen, wo die Geburt der 
Mutter im Geburtenbuch (Geburtsregiſter) beurkundet iſt. Er hat in dem Randvermerk auf dieſe Stelle 
est oder, falls dies nicht ſofort geſchehen kann, jpäter einen Hinweis zu dem Randvermerk zu 
machen. 

(2) Der Standesbeamte hat dem Danziger Standesbeamten, auf deſſen Eintragung er gemäß 
Abſ. 1 hingewieſen hat, den Sachverhalt mitzuteilen. In der Mitteilung ſind die Vornamen und der 
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Familienname des Kindes, Ort und Tag feiner Geburt ſowie der wejentlihe Inhalt des Randvermerks 
anzugeben. Es ſollen ferner angegeben werden: 

a) a, und die Nummer des Eintrags, unter der die Geburt des Kindes bet: 
undet iſt; 

b) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile bisher als eheliches Kind eingetragen iſt, oder wenn das Kind noch nicht in einem 
Familienbuch aufgezeichnet iſt, das Standesamt und die Nummer des Eintrags im Heirats⸗ 
regiſter, unter der das Kind als eheliches Kind vermerkt iſt; 

c) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile als uneheliches Kind einzutragen iſt, oder wenn dies nicht geſchehen kann, weil 
ſeine Mutter noch nicht in den Spalten III, IV oder V des zweiten Teiles eines Blattes im 
Familienbuch eingetragen iſt, das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die 
Geburt der Mutter beurkundet iſt. 

(3) Der Standesbeamte hat in gleicher Weiſe den Standesbeamten zu benachrichtigen, dem früher 
eine Mitteilung gemäß $ 52 Abſ. 2 zu machen war, 


S 56 

(1) Iſt ein Kind an Kindes Statt angenommen oder für ehelich erklärt worden, ſo hat der Standes⸗ 
beamte, der zum Geburtseintrag des Kindes einen Randvermerk gemäß $ 30 Abſ. 1 des Geſetzes ein- 
trägt, feſtzuſtellen, ob der Annehmende oder der Vater im zweiten Teile eines Blattes im Familien⸗ 
buch in den Spalten III, IV oder V eingetragen it. Iſt dies nicht der Fall, jo iſt feſtzuſtellen, wo die 
Geburt des Annehmenden oder des Vaters im Geburtenbuch (Geburtsregiſter) beurkundet iſt. 

(2) Iſt ein Kind von einem Ehepaar gemeinſchaftlich an Kindes Statt angenommen oder hat ein 
Ehegatte das Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo hat der Standesbeamte, der zum Geburts⸗ 
eintrag des Kindes einen Randvermerk gemäß § 30 Abſ. 1 des Geſetzes einträgt, feſtzuſtellen, ob für 
die Ehegatten bei der Eheſchließung ein Blatt im Familienbuch eröffnet worden iſt. Iſt dies nicht der 
Fall, ſo iſt feſtzuſtellen, wo die Eheſchließung der Ehegatten im Heiratsregiſter beurkundet iſt. 

(3) Der Standesbeamte hat in dem Randvermerk auf die nach Abſ. 1 oder 2 in Betracht kom⸗ 
mende Stelle hinzuweiſen, oder falls dies nicht ſofort geſchehen kann, ſpäter einen Hinweis zu dem Rand⸗ 
vermerk zu machen. 

(4) Er hat ferner dem Danziger Standesbeamten, auf deſſen Eintragung er hingewieſen hat, ſo⸗ 
wie dem Danziger Standesbeamten, dem früher gemäß den SS 52 ff. eine Mitteilung zugegangen iſt 
oder hätte zugehen müſſen, den Sachverhalt mitzuteilen. In der Mitteilung ſind die Vornamen und 
der Familienname des Kindes, Ort und Tag ſeiner Geburt ſowie der weſentliche Inhalt des Randver⸗ 
merks anzugeben. Es ſollen ferner angegeben werden: 

a) das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die Geburt des Kindes beur⸗ 
kundet iſt; , 

b) das Standesamt und die Nummer des Eintrags im Familienbuch (Heiratsregilter) oder Ges 
burtenbuch (Geburtsregiſter), in dem das Kind bisher als eheliches Kind der leiblichen Eltern 

oder als uneheliches Kind der Mutter eingetragen oder vermerkt war; 

c) das Standesamt und die Nummer des Eintrags im Familienbuch (Heiratsregiſter) oder (De 
burtenbuch (Geburtsregiſter), die zum Zwecke der Übertragung des Kindes gemäß Abſ. 1 oder 2 
feſtgeſtellt ſind. 

8 57 

(1) Wird abgeſehen von den Fällen der SS 54 bis 56 von dem Standesbeamten zum Geburts⸗ 
eintrag eines Kindes ein Randvermerk gemäß $ 30 Abſ. 1 des Geſetzes eingetragen, der für die 
Führung des Familienbuchs von Bedeutung iſt, ſo hat der Standesbeamte, der den Randvermerk 
einträgt, den Standesbeamten, in deren Familienbüchern eine Eintragung vorgenommen werden muß, 
Mitteilung zu machen. 

(2) Soweit Familienbücher noch nicht angelegt ſind, hat der Standesbeamte zu prüfen, ob zu 
anderen Perſonenſtandsbüchern (Standesregiſtern) eine Mitteilung zu machen iſt. 

(3) Für die Mitteilungen und Hinweiſe gelten die Beſtimmungen in den $$ 54 bis 56 ſinngemäß. 


$ 58 Ee 
Der Standesbeamte hat im Geburtenbuch (Geburtsregiſter) am unteren Rande des Eintrags einen 
Hinweis auf die Eheſchließung und den Tod oder die Todeserklärung des Kindes einzutragen. 
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$ 59 

(1) Vorgänge, die nach $ 30 Abi. 1 des Geſetzes am Rande des Geburtseintrags zu vermerken 
ſind oder über die nach den Vorſchriften dieſer Verordnung ein Hinweis zum Geburtseintrag zu 
machen iſt, ſind dem Standesbeamten, der das Geburtenbuch (Geburtsregiſter) führt, mitzuteilen. 

(2) Die Pflicht zur Mitteilung der Eheſchließung, des Todes oder der Todeserklärung liegt dem 
Standesbeamten ob, der die Eintragung in den Perſonenſtandsbüchern vorgenommen hat. 

(3) Die Pflicht zur Mitteilung liegt dem Gericht ob, wenn der Vorgang auf einer endgültigen ge⸗ 
richtlichen Entſcheidung, einer gerichtlichen Beurkundung oder einer vom Gericht entgegengenommenen 
Erklärung beruht; die Mitteilung liegt dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Gerichts ob, das 
mitgewirkt oder im erſten Rechtszuge entſchieden hat. 

(4) Im übrigen liegt die Pflicht zur Mitteilung der Behörde ob, auf deren Entſcheidung oder Mit⸗ 
wirkung der Vorgang beruht. 

(5) Ein Randvermerk oder Hinweis wird auch eingetragen, wenn der Vorgang dem Standes- 
beamten auf andere Weiſe durch öffentliche Urkunden nachgewieſen wird. 

(6) Iſt die Geburt des Kindes nicht in einem Danziger Geburtenbuch (Geburtsregiſter) beurkundet, 
iſt es aber im zweiten Teile eines Blattes im Familienbuch eingetragen, ſo ſind die Vorgänge, die nach 
§ 30 Abſ. 1, $ 31 Abſ. 1 des Geſetzes am Rande des Geburtseintrags vermerkt werden ſollen, dem 
Standesbeamten mitzuteilen, der das Familienbuch führt; die weiteren Mitteilungen nach den 88 54 
bis 57 liegen dieſem Standesbeamten ob. 


$ 60 


Die SS 29 bis 31 des Geſetzes und die ergänzenden Vorſchriften dieſer Verordnung gelten auch, 
wenn die Geburt des Kindes vor dem 1. Januar 1939 beurkundet iſt. 


$ 61 

(1) Das Anerkenntnis der Vaterſchaft und die etwa erforderliche Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters des Anerkennenden können außer von den Gerichten, den Notaren und den vom Landesjugend⸗ 
amt ermächtigten Mitgliedern und Beamten des Jugendamts auch von den Standesbeamten beurkundet 
werden. 

(2) Dem Standesbeamten, in deſſen Geburtenbuch (Geburtsregiſter) die Geburt des Kindes be⸗ 
urkundet iſt, iſt eine beglaubigte Abſchrift des Anerkenntniſſes zu überſenden. Iſt die Geburt des Kindes 
nicht in einem Danziger Geburtenbuch (Geburtsregiſter) beurkundet, jo iſt die Abſchrift dem Standes⸗ 
beamten des Standesamts I in Danzig zu überſenden. 

(3) Das Anerkenntnis der Vaterſchaft wird in das Familienbuch nicht eingetragen. 

(4) Am unteren Rande des Geburtseintrags des Mannes wird ein Hinweis auf die Geburt des 
Kindes und das Vaterſchaftsanerkenntnis eingetragen. Der Standesbeamte, der zum Geburtseintrag 
des Kindes einen Randvermerk über das Anerkenntnis der Vaterſchaft eingetragen hat, oder falls die 
Geburt des Kindes nicht in einem Danziger Geburtenbuch (Geburtsregiſter) beurkundet iſt, der Standes⸗ 
beamte des Standesamts I in Danzig hat alsbald dem Danziger Standesbeamten, in deſſen Geburten⸗ 
buch (Geburtsregiſter) die Geburt des Mannes beurkundet iſt, von dem Sachverhalt Mitteilung zu 
machen. In der Mitteilung ſind die Vornamen und der Familienname des Kindes, Ort und Tag 
ſeiner Geburt ſowie der Inhalt des Randvermerks oder des Vaterſchaftsanerkenntniſſes anzugeben; 
ferner ſollen das Standesamt und die Nummer des Eintrags angegeben werden, unter der die Geburt 
des Kindes und des Mannes beurkundet iſt. 

S 62 

(1) Die Erklärung, durch die der Ehemann der Mutter eines unehelichen Kindes dieſem feinen 
Namen erteilt, ſowie die Einwilligungserklärungen der Mutter und des Kindes können außer von 
den Gerichten, den Notaren und den vom Landesjugendamt ermächtigten Mitgliedern und Beamten 
des Jugendamts auch von den Standesbeamten beglaubigt werden. Einer Beglaubigung durch den 
Standesbeamten ſteht es gleich, wenn der Standesbeamte über die Erklärung eine von ihm und dem 
Erklärenden zu unterſchreibende Urkunde aufnimmt. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärungen iſt der Standesbeamte zuständig, in deſſen Geburtenbuch 
(Geburtsregiſter) die Geburt des Kindes beurkundet iſt. Iſt die Geburt nicht in einem Danziger Ge⸗ 
ani (Geburtsregiſter) beurkundet, [o iſt der Standesbeamte des Standesamts 1 in Danzig zu⸗ 

ändig 

(3) Die Erklärungen ſind dem zu ihrer Entgegennahme zuständigen Standesbeamten zu überſenden. 
Dieſer trägt im Falle des Abſ. 2 Satz 1 einen Randvermerk zum Geburtseintrag des Kindes ein. Er macht 
dem Standesbeamten Mitteilung, in deſſen Familienbuch das Kind im zweiten Teil eingetragen iſt und 
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in deſſen Familienbuch das Kind in Spalte VI des zweiten Teils gemäß $ 45 nachrichtlich vermerkt 
werden muß. Iſt die Geburt des Kindes nicht in einem Danziger Geburtenbuch (Geburtsregiſter) beur⸗ 
kundet, jo liegt die Mitteilungspflicht dem Standesbeamten des Standesamts J in Danzig ob. In der 
Mitteilung ſind die Vornamen und der Familienname des Kindes, Ort und Tag der Geburt ſowie 
der Inhalt des Randvermerks oder der Erklärung über die Namenserteilung anzugeben. Es ſollen ferner 
angegeben werden: 
a) das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der die Geburt des Kindes beur⸗ 
kundet iſt; 
b) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind als un⸗ 
eheliches Kind eingetragen iſt; 
c) das Standesamt und die Nummer des Blattes im Familienbuch, auf dem das Kind im 
zweiten Teile in der Spalte VI nachrichtlich vermerkt werden muß. 

(4) Wird die Erklärung vor dem Standesbeamten abgegeben, der die Eheſchließung der Mutter 
beurkundet hat, ſo iſt auch er zur Entgegennahme der Erklärung zuſtändig. Er trägt einen nachrichtlichen 
Vermerk in der Spalte VI des zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch ein und überſendet eine 
von ihm zu beglaubigende Abſchrift der Erklärung dem im Abſ. 2 genannten Standesbeamten und dem 
Standesbeamten, in deſſen Familienbuch das Kind im zweiten Teile eingetragen iſt. 


& 63 
Die Namensänderung einer Frau wird am Rande des Geburtseintrags nur vermerkt, wenn der 
Geburtsname geändert worden iſt. 
$ 64 
(1) Ein Kind gilt im Sinne des $ 24 des Geſetzes als totgeboren oder in der Geburt verſtorben, 
wenn es wenigſtens 35 Zentimeter lang iſt, die natürliche Lungenatmung bei ihm aber nicht eingeſetzt 
hat. Hat die natürliche Lungenatmung eingeſetzt, ſo gelten die allgemeinen Beſtimmungen über die 
Anzeige und Eintragung von Geburten. 
(2) Fehlgeburten ſind totgeborene Früchte, die weniger als 35 Zentimeter lang ſind. Eine Be⸗ 
urkundung in den Perſonenſtandsbüchern findet nicht ſtatt. 


$ 65 
Für die Berichtigung des Geburtseintrags eines Findelkindes ($ 25 des Geſetzes) it die Ver⸗ 
waltungsbehörde auch dann zuſtändig, wenn die Geburt des Kindes vor dem 1. Januar 1939 beur⸗ 
kundet iſt. 
b. Ster be buch i 
(8$ 32 bis 40 des Geſetzes) : E 
$ 66 
Bei der Anzeige eines Sterbefalls ſoll ber Anzeigende nach Möglichkeit die Geburtsurkunde des 
Verſtorbenen, und falls er verheiratet war, auch ſeine Heiratsurkunde vorlegen. 


§ 67 
(1) Der Senat erläßt Richtlinien für die ärztliche Beſcheinſgung der Todesurſache und deren Ein- 
tragung in den Sterbebüchern. 
(2) Die Todesurſache wird am unteren Rande des Sterbeeintrags vermerkt. 


§ 68 
Der Standesbeamte ſoll in dem Sterbeeintrag möglichſt genau die Stelle bezeichnen, an der die 
Geburt des Verſtorbenen beurkundet iſt. War der Verſtorbene verheiratet, ſo ſoll er am unteren Rande 
des Sterbeeintrags auch die Stelle bezeichnen, an der die Eheſchließung des Verſtorbenen beurkundet iſt. 
War der Verſtorbene mehrere Male verheiratet, ſo kommt nur die Stelle in Betracht, an der die letzte 
Eheſchließung beurkundet iſt. 
$ 69 
(1) Der Standesbeamte hat dem Danziger Standesbeamten, in deſſen Perſonenſtandsbüchern die 
Geburt, und falls der Verſtorbene zur Zeit des Todes verheiratet war, auch dem Danziger Standes⸗ 
beamten, in deſſen Perſonenſtandsbüchern die Eheſchließung des Verſtorbenen beurkundet iſt, von dem 
Sterbefall Mitteilung zu machen. In den Mitteilungen ſollen die Vornamen und der Familienname 
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des Verſtorbenen ſowie Ort und Tag ſeiner Geburt und ſeines Todes angegeben werden. Es ſollen 
ferner angegeben werden: : 
a) das Standesamt und die Nummer des Eintrags, unter der der Sterbefall beurkundet iſt; 

b) das Standesamt und die Nummer des a unter der die Geburt des Verſtorbenen bes 
urkundet iſt. 

e) falls der Verſtorbene verheiratet war, in der Mitteilung an den Standesbeamten, der die 
Eheſchließung beurkundet hat, auch die Nummer des Eintrags, unter der die Eheſchließung 
beurkundet iſt. 

(2) Der Standesbeamte, der den Tod einer nicht verheirateten Perſon beurkundet, hat ferner 
feſtzuſtellen, ob der Verſtorbene im zweiten Teile eines Blattes im Familienbuch in Spalte III, IV 
oder V eingetragen iſt. In dieſem Falle iſt auch dem Standesbeamten, der dieſes Familienbuch führt, 
Mitteilung zu machen. 

(3) Kann der Standesbeamte nicht feſtſtellen, in welchem Familienbuch der Verſtorbene einge⸗ 
tragen war, jo hat er unter Beifügung einer Mitteilung den Standesbeamten, der die Geburt Des 
urkundet hat, um Weiterleitung der Mitteilung zu erſuchen. 


8 70 

(1) Das Buch für Todeserklärungen wird nach einem Vordruck geführt, der als Anlage D zu 

dieſer Verordnung abgedruckt iſt. Ein Zweitbuch wird nicht geführt. 

RI (2) Die Eintragung im Buche für Todeserklärungen erfolgt auf Grund der Entſcheidung, durch 
die die Todeserklärung ausgeſprochen wird. Von allen nach dem 31. Dezember 1938 ergehenden Ent⸗ 
ſcheidungen iſt dem Standesbeamten des Standesamts I in Danzig von der Geſchäftsſtelle des Amts⸗ 
gerichts eine Ausfertigung zu überſenden. Die Eintragungen erfolgen in der Reihenfolge, in der die 
Mitteilungen eingehen. 

(3) Am Rande des Eintrags werden alle Entſcheidungen vermerkt, durch die eine nach dem 31. De⸗ 
zember 1938 ergangene, die Todeserklärung ausſprechende Entſcheidung aufgehoben, abgeändert oder 
ergänzt wird. Eine Ausfertigung der Entſcheidung iſt dem Standesbeamten von dem Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle des Gerichts zu überſenden, das im erſten Rechtszuge entſchieden hat. 


S 71 
Für die Eintragungen im Buche für Todeserklärungen gelten $ 37 Abſ. 1 Nr. 1 bis 3 des Ge⸗ 
ſetzes und $ 68 dieſer Verordnung ſinngemäß; für die Mitteilungspflichten der Standesbeamten gilt 
§ 69 dieſer Verordnung. 
8 72 


Zu dem Buche für Todeserklärungen wird eine Kartei geführt, die nach den Anfangsbuchſtaben 
der Namen der für tot Erklärten geordnet iſt. 


Vierter Abſchnitt 
Beurkundung des Perſonenſtandes in beſonderen Fällen 
(SS 41 bis 43 des Geſetzes) 
S 73 

Die Beurkundung der Standesfälle von Danziger Staatsangehörigen im Ausland ($ 41 Abſ. 1 
des Geſetzes), die Führung des Familienbuchs für Danziger Staatsangehörige, die im Ausland qez 
heiratet haben ($ 41 Abſ. 2 des Geſetzes), ſowie die Beurkundung der Standesfälle, die Dë auf der 
See oder in der Luft ereignen (§ 42 des Geſetzes), werden in beſonderer Verordnung geregelt. Bis da⸗ 
hin bleiben die beſtehenden Vorſchriften in Kraft. 


Ss 74 
Die Entſcheidung des Senats gemäß $ 43 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes it in der Eintragung zu 
vermerken. 
Fünfter Abſchnitt 
Zweitbuch 
(S 44 des Geſetzes) 
8 75 
% (1) Die Zweitbücher werden nach Vordrucken geführt, die den Anlagen A, B und € zu dieſer 


RS) 
Ca Verordnung entſprechen. 
Ss 
N 
a 
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(2) Die Beglaubigung gemäß $ 44 Abſ. 1 des Geſetzes geſchieht durch folgenden Vermerk: 
Die Übereinſtimmung mit dem Erſtbuch wird beglaubigt 


o Mrd ee UO S Y8EDY: 
Der Standesbeamte 


(3) Im Zweitbuch zum Familienbuch bedürfen nur die Abſchriften des erſten Teiles des Blattes 
der Beglaubigung. 


S 76 

(1) Gerät ein Perſonenſtandsbuch ganz oder teilweiſe in Verluſt, jo kann der Senat beſtimmen, 
daß das Zweitbuch fortan an die Stelle des in Verluſt geratenen Perſonenſtandsbuchs tritt. 

(2) Die Verwaltungsbehörde hat in dem Zweitbuch an ſichtbarer Stelle unter Hinweis auf die Be- 
ſtimmung des Senats zu vermerken, daß es an die Stelle des in Verluſt geratenen Perſonenſtandsbuchs 
getreten iſt, und das Zweitbuch alsdann an den Standesbeamten abzugeben. 

(3) Der Standesbeamte hat alsbald ein neues Zweitbuch anzulegen und der Verwaltungsbehörde 
zur Weitergabe an das Amtsgericht einzureichen. Er hat am Schluſſe des neuangelegten Zweitbuchs 
zu beſcheinigen, daß die Eintragungen mit den Eintragungen, die in dem an ihn abgegebenen Buche 
enthalten ſind, übereinſtimmen und daß ſie vollſtändig ſind. Die einzelnen Eintragungen bedürfen nicht 
der Beglaubigung. Er hat in dem neuangelegten Zweitbuch an ſichtbarer Stelle unter Hinweis auf die 
Beſtimmung des Senats zu vermerken, daß das Buch an die Stelle des an ihn abgelieferten früheren 
Zweitbuchs getreten iſt. : 

SEHE: | 

(1) Gerät ein Zweitbuch ganz oder teilweiſe in Verluſt, jo kann der Senat beſtimmen, daß der 
Standesbeamte, der das Erſtbuch führt, alsbald ein neues Zweitbuch anzulegen und der Verwaltungs⸗ 
behörde zur Weitergabe an das Amtsgericht einzureichen hat. Der Standesbeamte hat am Schluſſe 
des neuangelegten Zweitbuchs zu beſcheinjgen, daß die Eintragungen mit den Eintragungen im Erſt⸗ 
buch übereinſtimmen und vollſtändig ſind. Die einzelnen Eintragungen bedürfen nicht der Beglau⸗ 
gung. 

(2) Der Standesbeamte hat in dem neuangelegten Zweitbuch an ſichtbarer Stelle unter Hinweis 
auf die Anordnung des Senats zu vermerken, daß das Buch wegen Verluſts des früheren Zweit⸗ 
buchs angelegt iſt. 

(3) Das neuangelegte Zweitbuch tritt an die Stelle des in Verluſt geratenen Zweitbuchs. 


$ 78 
Iſt ſowohl das Perſonenſtandsbuch wie das Zweitbuch in Verluſt geraten, ſo ſind die Bücher neu 
anzulegen. Die Vorſchriften des Perſonenſtandsgeſetzes vom 2. September 1938 und dieſer Ver⸗ 
ordnung finden entſprechende Anwendung, ſoweit ſich aus den folgenden Vorſchriften nichts anderes 
ergibt. 
$ 79 
: (1) Die Geburten, Heiraten und Sterbefälle, die in den in Verluſt geratenen Büchern beurkundet 
waren, werden nach amtlicher Ermittelung des Sachverhalts mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
neu eingetragen. 
(2) Die Eintragungen werden von Amts wegen vorgenommen. Wer ein berechtigtes Intereſſe 
glaubhaft macht, kann die Vornahme einer Eintragung beantragen. 


$ 80 

(J) Die amtliche Ermittelung des Sachverhalts liegt dem Standesbeamten ob, der das in 
Verluſt geratene Perſonenſtandsbuch geführt hat. Er kann die Vorlegung von Beweisſtücken ſowie 
tatſächliche Auskünfte verlangen, das perſönliche Erſcheinen von Auskunftsperſonen anordnen und ihnen 
eidesſtattliche Verſicherungen abnehmen. Er kann im Weigerungsfalle Erzwingungsſtrafen verhängen. 
Die Erzwingungsſtrafe darf für den Einzelfall den Betrag von zweihundert Gulden nicht überſteigen. 

| (2) Der Standesbeamte kann das Amtsgericht um die Vernehmung und Beeidigung einer Perſon 
erſuchen, wenn nach ſeiner Anſicht eine Aufklärung des Sachverhalts auf anderem Wege nicht zu 
erreichen it. 
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8.81 SE 
(1) Sit eine Perſon, deren Geburt, Heirat oder Tod in einem in Verluſt geratenen Perſonen⸗ 
ſtandsbuch beurkundet war, mit hinreichender Sicherheit feſtgeſtellt, ſo iſt die Erneuerung eines Ein⸗ 
trags auch dann zuläſſig, wenn der Inhalt der früheren Eintragung im übrigen nicht mehr zweifelsfrei 
feſtgeſtellt werden kann. 
(2) Stehen Tag und Stunde der Geburt oder des Todes oder der Tag der Eheſchließung nicht 
feſt, jo iſt der Zeitpunkt jo genau zu beſtimmen, als es nach dem Ergebnis der Ermittelungen möglich iſt. 


$ 82 
Gehörten zu einer Eintragung Ergänzungen oder Berichtigungen, ſo kann mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde die Erneuerung in der Form einer einheitlichen Eintragung vorgenommen werden, 
in der die Ergänzungen oder Berichtigungen berückſichtigt ſind. 


§ 83 ` 
(J) Die neuangelegten Perſonenſtandsbücher und Zweitbücher werden gemäß $ 44 Abſ. 2 bes 
Geſetzes abgeſchloſſen, wenn anzunehmen iſt, daß ſämtliche Eintragungen wiederhergeſtellt ſind. Den 
Zeitpunkt des Abſchluſſes beſtimmt auf Vorſchlag des Standesbeamten die Aufſichtsbehörde. 
(2) Stellt ſich ſpäter heraus, daß eine Eintragung nicht erneuert iſt, ſo kann ſie mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde nachträglich erneuert werden. Dies iſt in der Eintragung zu vermerken. 
(3) Das neuangelegte Zweitbuch iſt der zur Aufbewahrung der Zweitbücher zuſtändigen Stelle 
einzureichen. 
$ 84 
(1) Die neuen Bücher find nach den Muſtern Ern. A, Ern. B, Ern. C zu führen. Die Muſter 
ſind aus den Vordrucken A, B und C durch Vornahme der erforderlichen Streichungen und Zuſätze 
entſprechend den Anlagen Ern. A, Ern. B, Ern. C zu dieſer Verordnung herzuſtellen. 
(2) Müſſen vor dem 1. Januar 1939 geführte Standesregiſter erneuert werden, ſo ſind die den 
ES bisherigen Ausführungsbeſtimmungen beigefügten Muſter zu verwenden. 
° 
2 $ 85 
* Der Beglaubigungsvermerk auf den Abſchriften, die aus den neuangelegten Perſonenſtands⸗ 
büchern erteilt werden, lautet: 
„Die Übereinſtimmung (der umſeitigen Abſchrift) mit den Eintragungen im neuan⸗ 
gelegten Familienbuch (Geburtenbuch, Sterbebuch, Heiratsregiſter, Geburtsregiſter, Sterbe⸗ 
regiſter) wird hiermit beglaubigt. ' 


(Siegel) 


8 86 
Wird eine zum Zwecke der Erneuerung einer Eintragung eingereichte Urkunde zurückgegeben, fo 
iſt eine vollſtändige, von dem Standesbeamten zu beglaubigende Abſchrift der Urkunde zurückzu⸗ 
behalten. š 
Sechſter Abſchnitt 
Gerichtliches Verfahren 
(88 45 bis 50 des Geſetzes) 
€ 87 ' ' 
Die Aufſichtsbehörde und die Beteiligten können in jeder Lage des gerichtlichen Verfahrens 
dieſem beitreten. Der Beitritt kann auch durch Einlegung eines Rechtsmittels geſchehen. i 


8 88 ! 

(1) Das Gericht kann die öffentliche Bekanntmachung einer Entſcheidung anordnen, wenn es 
Zweifel hat, ob ihm alle Beteiligten bekannt geworden ſind. An Beteiligte, die ihm bekannt ſind, 
ſoll außerdem tunlichſt eine beſondere Bekanntmachung erfolgen. Dem Antragſteller, dem Beſchwerde⸗ 
führer und der Aufſichtsbehörde muß die Entſcheidung ſtets beſonders bekanntgemacht werden. 
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(2) Die Entſcheidung gilt allen Beteiligten mit Ausnahme der Beteiligten, denen die Entſchei⸗ 
dung beſonders bekanntgemacht worden iſt oder beſonders bekanntgemacht werden muß, als zugeſtellt, 
wenn ſeit der öffentlichen Bekanntmachung zwei Wochen verſtrichen ſind. 

(3) Die Art der öffentlichen Bekanntmachung beſtimmt das Gericht. Es genügt die Anheſtung 
einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abſchrift der Entſcheidung oder eines Auszuges davon 
an der Gerichtstafel. Das Schriftſtück ſoll zwei Wochen, und wenn durch die Bekanntmachung der 
Entſcheidung eine Friſt in Gang geſetzt wird, bis zum Ablauf der Friſt an der Tafel angeheftet bleiben. 
Auf die Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung iſt es ohne Einfluß, wenn das Schriftſtück zu früh 
von der Tafel entfernt wird. Der Zeitpunkt der Anheftung und der Samen der ong ſind 
auf dem Schriftſtück zu Hemer fe 


8 89 
Der Standesbeamte, der auf Anordnung des Gerichts eine abgeſchloſſene Eintragung duet 
hat zu prüfen, ob die Berichtigung auch im zweiten Teile eines Familienbuchs vorgenommen und ob 
ein Hinweis zu einer ſonſtigen Eintragung in den Perſonenſtandsbüchern gemacht werden muß. Er hat 
den in Betracht kommenden Standesbeamten von der Berichtigung Mitteilung zu machen. Die Mit⸗ 
teilung enthält die Bezeichnung der Stelle, zu der ſie gemacht wird und von der ſie ausgeht, ſowie 
den weſentlichen Inhalt der früheren und der berichtigten Eintragung. 


$ 90 
(1) Die Vorſchriften über das gerichtliche Verfahren in den $$ 45 bis 50 des Gefches gelten 
nicht für die Führung des zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch. 
(2) Offenbare Schreibfehler im zweiten Teile kann der Standesbeamte ſelbſt berichtigen. Im 
übrigen bedürfen Berichtigungen im zweiten Teile der Genehmigung der Verwaltungsbehörde. 
(3) Über Beſchwerden, die die Führung des zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch betreffen, 
wird im Verwaltungswege entſchieden. Im letzten Rechtszuge entſcheidet der Senat. . 


Siebenter Abſchnitt 
Das Standesamt und ſeine Aufſichtsbehörden 
(SS 51 bis 59 des Geſetzes) x 
$ 91 ; 

(1) Eine Gemeinde ſoll in mehrere Standesamtsbezirke aufgeteilt werden, wenn die GE 
amtsgeſchäfte von einem Standesbeamten nicht wahrgenommen werden können. Ein Standesamts⸗ 
bezirk ſoll in der Regel nicht mehr als 100 000 Einwohner haben. 

(2) Der Auftrag zur Führung der Standesamtsgeſchäfte für mehrere Gemeinden ſoll einer Ge⸗ 
meinde übertragen werden, wenn die ordnungsmäßige Führung der Standesamtsgeſchäfte dies wün⸗ 
ſchenswert erſcheinen läßt. 

§ 92 

Der Standesbeamte darf nur für einen Stan desamtsbezirk beſtellt werden. Unberührt Bleibt die 
Befugnis der Verwaltungsbehörde, im Notfalle die Wahrnehmung der Standesamtsgeſchäfte vor⸗ 
übergehend einem benachbarten Standesbeamten zu übertragen. 


$ 93 - ' 


Zum Standesbeamten und ſeinem Stellvertreter darf nur beſtellt werden, wer r die erforderliche 
Eignung beſitzt. 
8 94 
Der Leiter der Gemeinde ſoll nicht zum Standesbeamten beſtellt werden, wenn Ge iſt, 
daß er infolge ſeiner ſonſtigen 5 S if, die Geſchäfte des Standesbeamten in 
größerem Umfange wahrzunehmen. i; 
8 95 
Der Leiter 5 Gemeinde darf nicht zum Stellvertreter des Std bel bestellt 9 


9.96 Te š 
Iſt der allgemeine Vertreter des Leiters der Gemeinde Ehrenbeamter, To ſoll von ge Be⸗ 
ſtellung zum Stellvertreter des Standesbeamten abgeſehen werden, wenn er dies wünſcht. 


88 97, 98 fehlen. 
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Achter Abſchnitt 
Beweiskraft und Benutzung der Bücher 
(88 60 bis 66 des Geſetzes) 
S 99 
Die Vorſchriften über Beweiskraft und Benutzung der Bücher in den SS 60 bis 66 des Geſetzes 
gelten auch für die bisher geführten Standesregiſter. 


S$ 100 
(1) Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften aus den Perſonenſtandsbüchern ſind Vordrucke zu 


benutzen, die den Anlagen A, B, C, D dieſer Verordnung entſprechen. Der Beglaubigungsvermerk 


lautet: 
a) zum Familienbuch: 
Die Übereinſtimmung mit den Eintragungen im Familienbuch wird hiermit beglaubigt. 


SE EE eSBB:: 7777. 


(Siegel) 


b) zum Geburtenbuch: 
I (Rückſeite) 


Die Übereinftimmung der umſeitigen Abſchrift mit den Eintragungen im Geburtenbuch 
wird hiermit beglaubigt. : 


(Siegel) 


c) zum Sterbebuch: 
(Rückſeite) 


Die Übereinſtimmung der umſeitigen Abſchrift mit den Eintragungen im Sterbebuch 
wird hiermit beglaubigt. 


(Siegel) 


d) zum Buch für Todeserklärungen: 
Die Übereinſtimmung dieſer Abſchrift mit den Eintragungen im Buche für Todes- 
erklärungen wird hiermit beglaubigt. 


Daitzig, denn in Hida 1 1991. 


(Siegel) 


(2) Für die Ausſtellung ſtandesamtlicher Urkunden (Geburtsurkunden, Heiratsurkunden, Sterbe— 
urkunden) ſind Vordrucke zu benutzen, die als Anlagen E 1, E 2, F, G zu dieſer Verordnung abge— 
druckt ſind. 

(3) Aus dem Buche für Todeserklärungen werden nur beglaubigte Abſchriften erteilt; der Glaub⸗ 
haftmachung eines berechtigten Intereſſes bedarf es nicht. 
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S 101 

(1) Für die Ausſtellung der Geburtsurkunde eines ehelichen Kindes, das im Geburtenbuch (Ge- 
burtsregiſter) als ehelich geboren beurkundet iſt, iſt der Vordruck E 1 zu benutzen. 

(2) Derſelbe Vordruck iſt für die Ausſtellung der Geburtsurkunde eines ehelichen Kindes zu Des 
nutzen, das im Geburtenbuch (Geburtsregiſter) zwar als unehelich geboren beurkundet iſt, deſſen Ehe⸗ 
lichkeit ſich aber aus einem Randvermerk zum Geburtseintrag ergibt. 

(3) Abſ. 2 gilt auch in den Fällen, in denen ſich aus einem vor dem 1. Januar 1939 eingetra⸗ 
genen Randvermerk zum Geburtseintrag eines unehelichen Kindes ergibt, daß die Vaterſchaft zu dem 
Kinde anerkannt iſt und daß der Anerkennende die Mutter des Kindes geheiratet hat. 


8 102 

(1) Für die Ausſtellung der Geburtsurkunde eines unehelichen Kindes iſt der Vordruck E 2 zu 
benutzen. Dieſer Vordruck iſt auch in den Fällen des $S 101 Abſ. 3 zu benutzen, wenn der Randvermerk 
über die Anerkennung der Vaterſchaft und die Eheſchließung des Anerkennenden mit der Mutter des 
Kindes am 1. Januar 1939 noch nicht eingetragen war. 

(2) Der Vordruck E 2 iſt auch dann zu benutzen, wenn ein uneheliches Kind an Kindes Statt an⸗ 
genommen oder für ehelich erklärt iſt. Die Annahme an Kindes Statt oder die Ehelichkeitserklärung 
iſt an der für Anderungen der Eintragung vorgeſehenen Stelle zu vermerken. An dieſer Stelle wird 
auch ein Vaterſchaftsanerkenntnis vermerkt. 

$ 103 

(1) Eine Namensänderung des Kindes, die ſich auf Grund einer. Ehelichteitserflärung, einer An⸗ 
nahme an Kindes Statt, einer Namenserteilung gemäß $ 1706 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, einer 
behördlichen Namensänderung oder eines ähnlichen Vorgangs vollzogen hat, iſt nur an der für Ande⸗ 
rungen der Eintragung vorgeſehenen Stelle zu vermerken. Ee 

(2) An der für die Eintragung der Eltern eines ehelichen oder der Mutter eines unehelichen 
Kindes bezeichneten Stelle in der Geburtsurkunde dürfen nur die leiblichen Eltern, nicht die Wahleltern 
eingetragen werden. 

$ 104 

Am unteren Rande der Geburtsurkunde ſind auf Verlangen eines Antragſtellers, der eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift verlangen könnte, Ort und Tag der Eheſchließung der Eltern des ehelichen Kindes 
oder Ort und Tag der Geburt der Mutter des unehelichen Kindes ſowie Ort und Tag der Ehe⸗ 
ſchließung des Kindes unter Bezeichnung der ſtandesamtlichen Eintragung anzugeben, falls ſich dieſe 
Vorgänge aus einem Vermerk oder Hinweis zum Geburtseintrag ergeben. 


S 105 
Für die Ausſtellung der Heiratsurkunde if der Vordruck F zu benutzen. Am unteren Rande der 
Heiratsurkunde iſt der Tag der Eheſchließung der Eltern unter Bezeichnung der ſtandesamtlichen Ein⸗ 
tragung anzugeben, falls ſich dies aus dem Familienbuch (Heiratsregiſter) ergibt. 


$ 106 
Für die Ausſtellung der Sterbeurkunde it der Vordruck G zu benutzen. Dit der e Gebütstag des 
Verſtorbenen aus dem Sterbeeintrag nicht erſichtlich, ſo iſt das Alter im Zeitpunkt des Todes anzu⸗ 
geben, falls dieſes ſich aus dem Sterbeeintrag ergibt. 


§ 107 
Der Standesbeamte ſoll Eintragungen in einem Familienſtammbuch nur beglaubigen, wenn das 
Familienſtammbuch die Vordrucke enthält, die für die Erteilung von beglaubigten Abſchriften aus 
den Perſonenſtandsbüchern oder von ſtandesamtlichen Urkunden beſtimmt ſind. Die beglaubigten Ein⸗ 
tragungen erbringen denſelben Beweis wie die beglaubigten Abſchriften aus den Büchern oder die 
eee Urkunden. Gah 
$ 108 
Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften aus den bisher geführten Gene en e im die 
bisher üblichen Vordrucke zu benutzen. Jedoch werden erſetzt 
a) die Bezeichnung „Geburtsurkunde“ durch die Worte: e 
„Beglaubigte Abſchrift aus dem Geburtsregiſter des Standesamts is e 
b) die Bezeichnung „Heiratsurkunde“ durch die Worte: ie 
„Beglaubigte an aus dem Heiratsregiſter des Standesants R EC e, a 
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c) die Bezeichnung „Sterbeurkunde“ durch die Worte: 
„Beglaubigte Abſchrift aus dem Sterberegiſter des Standesamts ft 
d) die Beſcheinigung am Schluſſe der Vordrucke durch folgende Beſcheinigung: 


„Die Übereinſtimmung mit den Eintragungen im Geburtsregiſter (oder Heiratsregiſter 
oder Sterberegiſter) wird hiermit beglaubigt. 


(Siegel) 


Neunter Abſchnitt 
Strafbeſtimmungen 
(Ss 67 bis 69 des Geſetzes) 
$ 109 
(1) Der Feſtſetzung einer Erzwingungsſtrafe ſoll eine Strafandrohung vorausgehen. 
(2) Gegen die Feſtſetzung einer Erzwingungsſtrafe iſt die Beſchwerde im Verwaltungswege ($ 59 
des Geſetzes) zuläſſig; der Senat entſcheidet endgültig. 


S 110 
(1) Die Beitreibung einer Erzwingungsſtrafe erfolgt im Wege des e ane 
(2) Die Erzwingungsſtrafen fließen den Gemeinden zu. § 57 Abſ. 2 des Geſetzes findet An⸗ 
wendung. 


| Sa > 
Eine Erzwingungsſtrafe darf nicht mehr beigetrieben werden, wenn die Handlung vorgenommen 
iſt, zu deren Erzwingung ſie feſtgeſetzt worden iſt. 


Zehnter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
($$ 70 und 71 des Geſetzes) 
$ 112 
(1) Für die Amtstätigkeit des Standesbeamten und der Aufſichtsbehörde werden nur Gebühren 
und Auslagen nach Maßgabe des Š$ 113 erhoben. Eine Steuer wird nicht erhoben. 


(2) Bei Unvermögen der Beteiligten können die Gebühren und Auslagen ermäßigt oder erlaſſen 
werden. 


(3) Wird der Standesbeamte ausſchließlich oder überwiegend im öffentlichen Intereſſe tätig, ſo 
wird eine Gebühr nicht erhoben. 
$ 113 
(1) An Gebühren werden erhoben: 
1. für die Vorlegung eines Perſonenſtandsbuchs (Standesregiſters) zur Einſicht, 


unnd zwauf für jedem Jahrgang dn en. bai sç 2Hç 0,20 G, 
für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch höchſtee ss 0,60 „; 
2. für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift aus dem Familienbuch 2,00 „; 


3. für die ſpätere Erteilung einer Beſcheinigung, daß der Auszug die Eintragungen 
im Familienbuch noch vollſtändig wiedergibt, Les für die Ergänzung bes 


D Se En BER «]?⁵] spP SH oa, BE, 1,00 „; 

4. für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift aus SCH Geburtenbuch, Sterbe 
buch oder dem Buch für Todeserllärungen .. 2.2. nr. 2 N 2,0087: 
5. für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift aus den früheren Standesregiſtern 1,00 „; 
6. für die Erteilung einer ſtandesamtlichen Urkunden 100 „ 


7. für die nachträgliche Beiſchreibung von Randvermerken auf einer beglaubigten 
Abſchrift aus dem Geburtenbuch oder Sterbebuch oder auf einer beglaubigten 
Abſchrift aus den früheren Standesregiſtern — ſind mehrere Randvermerke 
beizuſchreiben, jo wird die Gebühr nur einmal erhoben 0,20 „; 
8. für die Ergänzung einer ſtandesamtlichen Urkunde durch Beiſchreibung der 
ſpäteren Anderungen 
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9. für ein zweites und jedes weitere Stück einer beglaubigten Abſchrift aus den 
Perſonenſtandsbüchern (Standesregiſtern) oder einer ſtandesamtlichen Urkunde, 
wenn ſie gleichzeitig beantragt werten, ao 2. i 


KZ RIED TS die Hälfte ber 
Gebühr 
nad) den 
Nrn. 2, 4, 5, 6; 
10. für die Entgegennahme eines Antrags auf Anordnung des Aufgebots . . . . 4,00 G; 
Kommt ausländiſches Recht zur Anwendung, fo kann die Gebühr bis 
auf 30 Gulden erhöht werden. 
Wird die Ehe wegen lebensgefährlicher Erkrankung eines Verlobten 
ohne Aufgebot geſchloſſen, ſo wird die Gebühr für die Eheſchließung er⸗ 
erhoben. 
eee e pon ee 4 bis 40 „; 
122 Die eee eee rr ⁰ 4 bis 20 „; 
— neben dieſer Gebühr wird eine Gebühr nach Nr. 10 Abſ. 1 nicht erhoben — 
13. für die Befreiung von der Wartezeit bei der Eheſchließunn- g. 4 bis 40 „; 
14. für die Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes für einen Danziger Staats⸗ 
angehörigen in Auslai dd POS Ideen 4 bis 40 „; 
15. für die Abnahme einer eidesſtattlichen Verſicherunn g 200 
16. für die ſchriftliche Ermächtigung eines anderen Standesbeamten zur Eheſchlie⸗ 
ßung und die Beſcheinigung über das Aufgebot, einzeln oder zuſammen 1,00 „; 
17. für die Eheſchließung vor einem Standesbeamten, der das Aufgebot nicht er⸗ 
laſſen haette ii i 1 sss: 2 bis 6 „; 
18. für die Eheſchließung außerhalb der Dienſtſtunden BET 10 bis 20 „; 
19, für die Beglaubigung von Anterchftt 8 b 
20. für die Beglaubigung von Abſchriften, -e 050557 
für mehrere zuſammen höchſtens bs 3⁄5 8 
21. für die Auskunft und Abſchriften aus den Sammelakten des Standesamts . I Dis 5 „; 
22. für die Anforderung einer Auſenthaltsbeſcheinigung bei der Polizei 02555 


(2) Als Auslagen werden nur erhoben Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Fernſchreibgebühren, die Ver⸗ 
gütung für einen zugezogenen Dolmetſcher ſowie bei einer Eheſchließung außerhalb des Amtsraumes 
oder der Dienſtſtunden Tagegelder und Fahrtkoſten des Standesbeamten. 


: S 114 

(1) Zur Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes, deſſen ein Danziger Staatsangehöriger zur 
Eheſchließung im Ausland bedarf, iſt der Standesbeamte zuſtändig, in deſſen Bezirk der Verlobte 
ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt hat. Hat der Verlobte im 
Inland weder Wohnſitz noch Aufenthalt, ſo iſt der Ort des letzten gewöhnlichen Aufenthalts maß⸗ 
gebend; hat er ſich niemals oder nur vorübergehend im Inland aufgehalten, ſo iſt der Standesbeamte 
des Standesamts J in Danzig zuſtändig. 

(2) Das Ehefähigkeitszeugnis darf nur ausgeſtellt werden, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, 
unter denen das Aufgebot im Inland würde erfolgen können. Die Beibringung eines ausländiſchen 
Ehefähigkeitszeugniſſes für den anderen Verlobten iſt nicht zu fordern. Soweit die beigebrachten Unter⸗ 
lagen nicht ausreichen, können in geeigneten Fällen weitere Auskünfte eingeholt werden. Für den Nach⸗ 
weis der die örtliche Zuſtändigkeit des Standesbeamten begründenden Tatſachen ſind die Anforderungen 
nicht zu überſpannen. 

(3) Bis zum Inkrafttreten des $ 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes darf der Standesbeamte, wenn 
auch nur ein Verlobter ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, die Ausſtellung eines Ehe— 
fähigkeitszeugniſſes nicht von der Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes abhängig machen. Wenn 
er begründeten Anlaß zu der Annahme hat, daß einer der Verlobten nicht ehetauglich im Sinne des 
§ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes "H. jo kann er die Beibringung eines ärztlichen Geſundheitszeugniſſes 
verlangen. 

(4) Lehnt der Standesbeamte die Ausſtellung des Ehefähigkeitszeugniſſes ab, fo kann der An⸗ 
tragſteller die Entſcheidung des Gerichts anrufen. Die Š$ 45 ff. des Geſetzes finden Anwendung. 

(5) Das Ehefähigkeitszeugnis gilt nur für die Dauer von ſechs Monaten. Dies if in der Ur⸗ 
kunde zu vermerken. 

(6) Für die Erteilung des Ehefähigkeitszeugniſſes iſt der Vordruck K zu benutzen. 
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$ 115 


Soweit ſich aus den Vorſchriften dieſer Verordnung nichts anderes ergibt, bleiben die Beſtim⸗ 
mungen über Aufbewahrung, Fortführung und Benutzung der vor dem 1. Januar 1939 geführten 
ſtandesamtlichen Regiſter und Nebenregiſter, Kirchenbücher und Zweitſchriften von Kirchenbüchern 
($ 70 Abſ. 2 des Geſetzes) einſtweilen in Kraft. 


§ 116 fehlt. 


§ 117 


Der Senat erläßt eine Dienſtanweiſung für die Standesbeamten und ihre Aufſichtsbehörden. Er 
beſtimmt Art und Umfang der von den Standesbeamten wahrzunehmenden Nebengeſchäfte, insbe⸗ 
ſondere ihre Mitwirkung bei ſtatiſtiſchen Erhebungen. Bis zu einer anderweiten Regelung haben die 
Standesbeamten die ihnen am 31. Dezember 1938 obliegenden Nebengeſchäfte über dieſen Zeitpunkt 
hinaus nach den bisherigen Vorſchriften wahrzunehmen. 


$ 118 


$ 75 des Geſetzes über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Fe⸗ 
bruar 1875 (Reichsgeſetzbl. S. 23) bleibt in Kraft. 


$ 119 


Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit der Rechtsverordnung zur Neuordnung des Perſonen⸗ 
ſtandsrechts (Perſonenſtandsgeſetz) vom 2. September 1938 am 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 2. September 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A JI 2205 Greiſer Dr. Hoppenrath 
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(Vorderſeite) a 

sps A 
Erſter Teil 

GENEE CU (EE 19 
111 EE 
e i ee RE JJJJJJJJ))%%J%%ͤo⅛qſ REN 
Sand l 8 De oa yaaa ); 
ETH 
EE EE , und 
E EE 
DEET EE 
(Standesamt... EE 6 ); 
WONHaTt ee Een 


erſchienen heute zum Zwecke der Eheſchließung vor dem unterzeichneten Standesbeamten. 
Der Standesbeamte fragte ſie einzeln und nacheinander, 

ob ſie die Ehe miteinander eingehen wollen. 
Die Verlobten bejahten die Frage. Der Standesbeamte ſprach im Namen der Freien 
Stadt Danzig aus, 

daß ſie nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. 


Als Zeugen waren anweſend: 


898888 ff xxxßß 
B ER ee Jahre alt 
Wohnhaft II. RESORT 5 

2: d ) . ß 
22222) a DEE EE Ee EE 


Der Mann 8 
Die Fran. — — esas 
Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben 
Der Standesbeamte 
Zweiter Teil 
J. Eltern der Ehegatten 
ae Tis dass 8 EE S 
s : (Familienname) (Vornamen) 
en W ** 0 Wohnort, lebter Wohnort) GE Ee 2 H 
5 an SE ann, SER a AE 
tere leg i i ss, ç 
ls é Familienname) (Vornamen) 
a en — (Wohnort, letzter Wohnort, (reitgiöfes Bekenntnis : 
ERLITTEN ee EE SE: EE EE 
r dd EE SE 5 
: (Ort) (Tag) (Standesamt und Nr.) 
eee e en E a en E EE ; 
= (Familienname) (Vornamen) 
HER VE DER en F SEENEN DORT LEE 
(Beruf) (Wohnort, letzter Wohnort) (religiöſes Bekenntnis) 
223 ͤ ET EE 
: (Geburtsort) (Geburtstag) (Standesamt und Nr.) 
Je e EE 
(Familienname) (Vornamen) 


e (Geburtsort) 
Eheſchließungn 12.2... 
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(Standesamt und Nr.) 


Aa 


Be 


(Standesamt und Nr.) 
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(4. Seite) 


IV. Uneheliche Kinder weiblicher Abkömmlinge 


1. zu Spalte SET ĩð2uu azu osa SRSESS2sa usa SEELEN ; 
(Bezeichnung des Eintrags ber Malter (Vornamen) (Geburtsort) 
SE EE 8 s 
(Geburtstag) : (Standesamt und Nr.) 


(Veränderungen des Perſonenſtandes uſw.) 


2. zu Spalte NN ꝗðͤ TTT S EISEN ç 
(Bezeichnung des Eintrags der Mutter (Vornamen) (Geburtsort) 
ee er DD e ee 
ZE | )))) SE 

EE Ee le l S ss =s: SE ; 
(Bezeichnung des Eintrags der Mutter Vornamen) : (Geburtsort) 
222 ( Bee / „%% — ät und N (j — ñ 237 
ee en „Sooo TTT 

V. An Kindes Statt angenommene und für ehelich erklärte Kinder 

EE 

EE 


—— — —— —— 


C 


DEET 
ILA n £ a d 


WOHRHaft EN 
Ehefrau des ZS 


—ͤ— 


Wohnhaft ee 


hat am 


J)) ⁵ ⁵⁵ T.“ EEE 


ein a geboren. Das Kind int — = 


D . Anzeigende. 


EE EE .. o EEN 


—n1— —— W EEN EEN 


Eheſchließung der Eltern 
bzw. Geburt der Mutter 
bei unehelichen Kindern) BEE 


„ 
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Anlage 3 
(Zum 8 J) 
N f Ü 

Be er PS OR E 

D777 EE 
RED ee ddt Š 
UE Se herr Minuten 
IT ee RENNEN verſtorben. 
8 Bepſtorbente war geboren ]]]. 8 
ll... 88 
Sell... 8 Ni! sss 
Eee messen 55 
Mitte 
P Verſtorbene war — nicht — verheiratet ll 


Eingetragen auf mündliche — ſchriftliche — Anzeige 


ss ss EE Ee, 
SS. EE 
EE s EE 
SE 
EE 
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Anlage 4 
(Zum $ 70 Abſ. 1) 

N TT ; : D 
SE Staatsangehörigkeit, 
zületzt wohhaf tin e ysEcasspsqec sS ESssas saa ; 
iſt durch Entſchedungd de 8 gerichts 
nnn -——.. EE 
für tot erklärt worden. 

Als Zeitpunkt des Todes iſt dee 86 
r ñðß ß ñ ñ ß ñĩ⁊ ß s 2 Xss feſtgeſtellt 

Der für tot Erklörte iſt anl.... 8 
nn dd ĩ d ZTE Eirza geboren. 
e TEE EE Nr ) 

Danzig, den 8 1989 

Der Standesbeamte 

—— —— — s — — 

Eheſchließung des für tot Erklärten amm . 
III —TTTTTTTTTTTTTTTrTrdßdßßß EE 
[Stand mt 8 Nr.. ñ ) 


AN 


CR 
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Anlage 5 
(Zum 8 84 Abſ. 1) 
(Vorderſeite) 
6 Ern. A 
Erſter Teil 
EE SEH 
EE 
geboren am SE ifi. EE 
aal 886 el Si = 5 =s ); 
EE EE 
EE „und 
i or 
EE EE ffn 
EU, Ze Nr. 75 
l/ s SSK S y A rer arensrrerne 


ee en ae ae vor dem hiesigen Standesbeamten die Ehe geschlossen. 


Als Zeugen waren anweſend: 


I1I988d8d88d... eptmgd TͤT 
Be en Dean rasen le Nun) 
r t ; 

S377; Vd EEN 
SH EEE RENTE EE 
TEE ; 
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Zweiter Teil 
I. Eltern der Ehegatten 


11 EE 23232 ; 
(Familienname) (Vornamen) 
„ell e Beste R Wohnort, letter Wohnort TEN EE , Ee Beten EIER D 
SEENEN GE 5 „ Sean ud an) ` 
„Mütter des ans 5 s 2 Z 77 ; 
Familienname) (Vornamen) 
b RE tege EE EE 
Beruf) Wohnort, letzter Wohnort) religiöſes Bekenntnis) 
N makas 242 aut Saa spP, AY RE EEE EEE pdf Yu amina aS a. 
(Geburtsort) (Geburtstag) (Standesamt ud Nr.) 
Eheihliehungss er ee WC ( EB TTT É 
(Ort) (Tag) (Standesamt und Nr.) 
Vater der Fall 8 200 Ca Saa SS SPS er E 
(Familienname) (Vornamen) 
Z< 2 Gi s s s S bnd Tee = - religiöſes Bekenntnis, 
EE SER EE ; Se nb, G, EE (Siepe 2) Serre 
Mütter der Fran 8 e ER PEA TE aaa Ea s Sarpsssasu pa ; 
(Familienname) (Vornamen) 
„„ Bee = (Wohnort, letzter Wohnor g religiöſes Belenntni — 
e Ee e zen 5 : SE (Standesamt und St) EE 
Ebert EE 8 E e lt EE SE 
(Ort) (Tag) (Standesamt und Nr.) 
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II. Angaben über die Ehegatten 


bb GE SE EE EE EE 
rr EE 
(Staatsangehörigkeit) raſſiſche Einordnung) 

e uh e aer hf nl 
III. Gemeinſame Kinder 
7177! y SEE TS S SYaN SSS EE S 
(Bornamen) (Geburtsort) 

Er en 5 EE 
E (Veränderungen des Perſonenſtandes ufm. und Hinweis auf neues ober früheres Blatt im Bamifienbud) — — 
WEE EE EE ; 
(Vornamen) (Geburtsort) 
SPSS us ue esse f en Fe „„ 
_ (Veränderungen bes Perfonenſtandes uw. und Hinweis auf neues oder früheres Blatt im Familienbuch) 
P saepe s2ssss JJ 
J.... 8 EE ; 
(Vornamen) (Geburtsort) 
J ᷣ naa aatsaasassSu = sess SS 00000000 
(Geburtstag) (Standesamt und Nr.) 
— (Veränderungen des Perſonenſtandes ufw. und Hinweis auf neues oder früheres Blatt im Familienbuh) — — 
22 52 1 Sat it iS AES EE EE s 
(Vornamen) (Geburtsort) 
S SEE ESE S Sasa PSS SS ss EE 
(Geburtstag) (Standesamt und Nr.) 
SE (Veränderungen des Perſonenſtandes vie. und Hinweis auf neues oder früheres Blatt im Familienbucch ) 
898899; aaa S ss Sas sassa sSSks EE 5 
(Vornamen) (Geburtsort) 
———4 P—— » UPTPPEPRP P .ꝛ7i:/ U *2ñ23Ʒ1 74445 272Jbͤõͥͤͥ vTTddVVdVTVdTVGTddd/w6 TER ERSTER aaa aa A Saa TRETEN 
(Geburtstag) (Standesamt und Nr.) š 
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IV. Uneheliche Kinder weiblicher Abkömmlinge 


„zu Spalte ik ⁵ꝗd !!“!!! SE ; 
(Bezeichnung des Eintrags der Mutter (Vornamen) (Geburtsort) 
EE EE SE EE 
(Geburtstag) (Standesamt und Nr.) 
EE , 
2. zu Spalte JJV ↄ̃ 55 ua 654 0FsSpaeaSEayaeSSska SE 7 
(Bezeichnung des Eintrags der Matten (Vornamen) (Geburtsort) 
SE SE EE 
(Geburtstag) (Standesamt und Nr.) 
SE E EN EE j 2 
„zu Spalte Nl. EE ; 


o bes c bet EE (Bornamen) . eburtsort) 8 Be: 
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Anlage 6 
(Zum 8 84 Abſ. 1) 
NFF Ern. B 
c dens [9 
JJ. VVG 
Wohnhaft EE ; 


Ehefrau des 


Eheſchließung der Eltern 


1 bie Geburt der Mutter c 12 T... 
(bei unehelichen Kindern) 
(Standesamt —— NR ( asss ). 
2. Eheſchließung des Kindes om nenn Ti! 
(Standen St l il S = N ( ) 


3. Tod des Kindes am 


EE Za nahe EEE Nenn ee ). 
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Anlage 7 
(Zum 8 84 Abſ. 1) 

LE Ern. Ç 

. „„ densagn/n/ EEE 

SS. EEE RE 
WOhNhaft ENEE 7 
HEH Ne Ahr Minuten 
fi 8 verſtorben. 


Eheſchließung de.. Verſtorbenen am eee. inn EE 


(Stands all 8 „„ N E * 
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Anlage 8 
(Zum 8 100 Abj. 2) 
E 1 
Geburtsurkunde 
EE la ) 
(En EE 
fl.“... . 8 geboren. 

A N s SITUS d usss Ss aaa esSa SSEFSE ESTs 
mee ß EE 
OF ñð d ee ae 

Seen rasen FJC!!! EE 


DEET 


(Siegel) i 
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Anlage 9 
(Zum 8 100 Abſ. 2) 


E 2 
Geburtsurkunde 
Stand lll! 8 N ) 
SUE EE s 
UE 8 geboren 
Mütteett!tt!!t dd 
Anderungen der Eintragunszszszgszszs i S s H s 
EE fn 
—— Der Standesbeamte 
Z > 


I (Siegel) j 


=, 
Im 
— et 


352 


Anlage 10 
(Zum 8 100 Abſ. 2) 
unbe: 
Heiratsurkunde 
ande ann 8 EE ) 
S! ð dd dddd%àdddd/dd/%dàdùSdGĩͤ ; 
VVV „ ohnhaf nt 8 
de !!! ER LETTER DEE 
DEE NTT ), und 
Dizi Vc RENT ; 
EE EE RE nennen] 
4 02 ll ei iii V SSaSssacS 22 5ssi 
(CACO S Pre energie Nr ), 
N Re EE vor dem Standesamt 
JJ T die Ehe geſchloſſen. 
LEIT EE EE 
Mütter des EE 
D ñðßfd dd ⁊ñĩññ e SS 52 Ssssssss 
ae elena... ne s a s SS n Sa nn sansa ss 
Aeren EE 
EE EE 
S SE s Der Standesbeamte 
Stiege) 

Eheſchließung der Eltern: 

des Mannes am e Sfr! s= RN ) 


EE SHEET NR ) 
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Aeg: 11 _ 
(Zum 8 100 Abſ. 2) 
& 
Sterbeurfunde 
(Standesamt ttt Nl ) 
BD a ee Esau ß S 
iſt TEE A HT Minuten 
HE verſtorben 
Der Verſtorbene war geboren af sss Sasa sss asa 
iI. dd sh asas sisa ssie 
(Stände aſſfff]ddddd.ddd 8 Nr?! ee ) 
BJ EE 
Mutter RE RE 
Der Verſtörbene war nicht verheiratet 88 
323 SSS Sas nnn e 
Der Standesbeamte 
| (Siegel) i EE 
Ké E 

Zi I I s: 
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Anlage 12 
(Zum 8 23 Abſ. 4) 


EWERS ee H 
Aufgebot 
Es wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daß 
C77! VVV ĩ ĩ d 888 
hatt 88 „und 


wohnhaft in 
die Ehe miteinander eingehen wollen. Jeder, dem ein Ehehindernis bekannt iſt, iſt verpflichtet, 


es dem unterzeichneten Standesbeamten mitzuteilen. 
Die Bekanntmachung des Aufgebots hat in de 


= N 
N 


i (Siegel) ) 
` 


D 


E Eë 
Li 
SE 
1 EE 


Ausgehängt am 
.. ( sESP SaaESS SSS 19 
Abgesen 8 198 
CCC CCC 
Á \ 
EE 
x (Unterſchrift des beſcheinigenden Beamten) 


GES 
Geess 
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Anlage 13 
(Zum 8 28 Abſ. 8) 


Stand nt t SS 
Beſcheinigung des Aufgebots 
und ſtandesamtliche Ermächtigung 


Hiermit wird beſcheinigt, daß zum Zwecke der Eheſchließung zwiſchen 


Sebdren af en ER in 
EIDEN SE Nr. 


wohnhaft in Sooo iS, EE š 


dl 5 inn 


(Standesamt en: Sr =S ss =s + St 


err SE 


das Aufgebot vorſchriftsmäßig durch Aushang am 22Cüüͤĩ 5 ; 


eee e e e eee eee EE e 13 e E3 


erfolgt üb, und daß keine Ehehinderniſſe zur Kenntnis gekommen ſind. 


Sustei wird die Ermächtigung erteilt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten N 


T1111 ĩ TTTTTTTTTT asaaaa „ geſchloſſen wird. 


Folgende Perſonenſtandsurkunden haben vorgelegen und ſind den Verlobten mit der Aufforderung, 


ſie bei der Anmeldung der Eheſchließung zu überreichen, zurückgegeben worden: 


ern . 


\ (Siegel) i Een 7 EE 


+ A 2 — 
`: ` rr rb, ë r 
Ne i 658 
Kee 
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(Zum 8 114 Abf. 6) 
ELL ULT K 
Ehefähigkeits zeugnis 
De Danziger Staats üdehsegennnn.˖˖ U a s s S asas sys 
geboren a S isa I ; 
TECH ; 
wird beſcheinigt, daß feiner — ihrer Eheſchließung mit 
! l 8 
Gebo fr! re EE ; 
VON ehe S 
EE UE E EE e 


nach dem in der Freien Stadt Danzig geltenden Recht kein bekanntes Hindernis entgegenſteht. 


Dieſes Ehefähigkeitszeugnis gilt nur für die Dauer von ſechs Monaten. 
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— ` 
e `. 
Bi 


SE > Ce 
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